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Von Privatdozent Dr. Ludwig Gramlieh
I.
Haushaltsmisere und Besoldungseinbußen
1. Vor nunmehr 175 Jahren schr ieb ein Vater modernen Be-
amtenrechts:
..Wie kann der Regent auf treue Staatsdiener rechnen, wenn
er sie durch Mangel an hinreichender Unterstü tzung zur Un-
treue zwingt: wie auf fähige Staatsdiener, wenn jedes Ge-
werbe mehr als der Staatsdienst einträgt: wie auf eifrige
Staatsdiener, wenn N ahrungssorgen jeden edlen Trieb erstik-
ken? Geringe Besoldungen sind das untrügliche Kennzeichen
einer schlechten Regieru ng, und zugleich eine offenbare
Rechtsver letzung, weil sie dem Staatsdiener den vollen Ersatz
seiner Anforderungen nicht leisten .?"]
. ) Erweiterte und mit Anmerkungen versehene Fassung der öffendichen Pro-
brv or1csung vor der Juristischen Fakul tä t der Universität Würzburg am
14. Juli 1983.
Was aber , wenn die Beamten den.Staat " auffressen" ?2) Sollen
freilich - wie ehedem die Deutsche Postgewerkschaft klagte-
gerade die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes zum
wiederholten Mal " mit einem Teil ihres Einkommens für eine
falsche Politik haften"?') .
Diese Blütenlese pointierter Aussagen zur Prob lematik der
Höhe von Beamten-Gehältern mag die fortdauernde Aktuali-
tät des Themas zur Genüge verde utlichen. Frei lich schien es
hierbei lange Zeit allein um das Ausmaß der Anh ebung von
Bezügen zu gehen .") Gehalts-Kürzungen bei Staatsbedienst-
eten wie bei den Beschäftigten internationaler Organisationen
standen nicht ernsthaft zur Debatte. Seit geraumer Zeit greift
jedoch in der Mehrzahl der Industriestaaten und im Interna-
tionalen Währungsfonds die Ansicht Platz, daß die .. Stagfla-
tion?"} westlicher Volkswirtschaften nur durch restriktivere
Budgetpolitik zu überwinden sei.6 ) Als ein Mittel zur Verrin-
gerung der Personal-Ausgaben werden dabei zusehends
Spannaßnahmen im Gehaltsbereich erwogen und auch bereits
realisiert .
2. Auf international er Ebene etwa trat mit Wirkung vom
1. 7. 1983 eine einheitliche Neuregelung der "Remuneration"
(Entlohnung) für die Bediensteten verschiedener europä-
isch-atlantischer Verbände in Kraft ; zu diesen "koordinienen
O rganisationen" zäh len z. B. Europarat," NATO und
O EC D.') Ein Teil der internationalen Amtswalter sieht sich
hiernach einer Abgabe gegenüber, die ihr Grundgehalt zu-
nächst um ande rthal b, ab 1. 7. 1984 um 3 und schließlich ein
' ) N . 111. von Gö nner, Der Staatsdien st aus dem Gesichtspunkt des Rechts
und der N atio nalöko no mie bet rachtet , nebst der Hauptlandespragm atik
übe r die Dien swerh älmisse im Königreich Bayern , mit erläute rnden An-
merkungen (1808) 143.
l) Vgl. die Zitate bei K. Stern, Berufsbeamremum - gestern, heute , ntbrgen.
Art . 33 GG und sein verfassungsrechtlicher Kontext, Fs. C . H . Ul e (1977)
193 (- 213); F. Wagener, De r ö ffentliche Dienst im Staat der Gegenwart ,
VVdStRL 37 (1979) 215 (220) ; D . Merten, "Gekappte" Besoldu ngsanpa s-
sung als verkappte BesofdungsniveUierung, Verantwortung und Leistung
H .9 (1983) 16.
3) Flugblatt der DP G-Beurksverwaltung Nc rdbaden- Pfala, Frühjahr 1983
(.. Pos t vom Briefträger" ); s. a. Frankfurter Rundschau vom 7. 7. 1983
(..Soldaten protestieren" und "Krause beklagt Rückstand " ).
.) S. etw a die Übersicht zur deutschen Entwicklung ab 1975 bei B.Scbweg-
mwnlR.Summer, Bundesbesoldungsgesetz - Kommentar (197Sff .)
i H / Rdnr. 6 (tO-12).
J) Dazu H . Glisman nlE.-j . H orn/S. N ehringIR. Vaubel , Weltwirtschafts-
lehre (1980) 197-198 (Rdnr. 248); S. D . Cohen, Changes in the Intern at io-
nal Economy : O ld Realities and N ew Myth s, j .W .T .L. 12 (1978) 273
(276- 278); H . van B. Cleveland/T. F. Huenas, Stagflation: H ow We Got
Into Ir - How To Gee O ut, Foreign Affai" 58 (1979/80) 103-120.
.) Vgl. etwa Ziff. 9 des Komrnuruques, welches nach dem Pariser Treffen des
O .E.C.D.-R.ares auf Ministerebe ne (9.110. 5. 1983) ausgegeben wurde
(I.M.F . Survey 12 (1983) 156- 158), und den Anhang zu r De klaration von
Williamsb urg (JO. 5. 1983) übe r eine Ve"tärkung winschafdi cher Zusam -
menarbei t für Wachstum und Stabil ität , isb . B.2 . (I. M. F. Surv ey, ebd.,
171; hierz u auch d ie Erklärung der Bun desregi erung vor dem Deutschen
Bundestag, 9. 6. 1983, Bull. BReg. 1983, 557-563) ; bekräftigend Ziff. 4, 5
der Verlautbarungen des Londoner Wirtschaftsgipfels vom 9.6. 1984
(I.M.F. Survey 13 (1984) 188-190).
7) Zu r Gruppierung gener e1lerwa H . j . HahnlA. Weber, D ieOECD - Orga-
nisation für Wirtsc haftl iche Zusammenarbeit un d Entwicklung (1976)
187-188; A. Plante y, Droit et pratique de la foncrion pu bliq ue in terna tio-
nale (1977) 50-S<l.
') Zifl. J.4 des 191. Berichts des Co-ord inating Committee o f Govemment
Budget upens (C C G (8J ) 1) - .. Revision of the Remunera tion Adjusunent
Procedure for Suff of ehe Co-o rd inated Organisations and Triennial
Rc-tiew ofSalaries at Ist july, 1982"' - handelt von einer "l.e:vy on baaic
salaries of catC'ßory A and L suff" .
') Ziff. 35 des zuvor genannten Berichts erörtert "Fuhlre developments in ehe
remuneration of category B and C staff and amendments to the proced ure" •
Für A- und L-Grade:war diese Minimalgaranti e zunächst nicht vorgesehen,
wurde: jedochauf Verlang en der Räte der beteiligten Verbände nach träglich
eingefügt (s. Ziff . 9.- 1I . des 195. Aus schu ßberi chts - CCG (83) 5 _ vom
Dez. ' 983).
l~ Soim belgischenLüttich (s. 111e Economist vom 16.-22. 7. 1983: .. Belgium
.- A row of New Yoru " ); vgl. zu anderen massiven Realeinkommensvee- :
[asten H. Baumgartner, Erd öl. ökonomische Krise und der SWt in
Mexiko, V.R .O . 17 (1984) 213 (222-223).
11) Eine Ziffer von 2,56 0/0, bezogen auf die 18monatige Laufzeit des Tarifver-
trags,nennen FR vom 13. (.. OTV nimmt Angebot ,nur mit Wu t' hin" ) und
NZ Z vom 14.6. 1983 ("Schlußp unkt unter die deutsche Lohnrunde" ).
Jahr später gar um 4,5 % verringern soll,") Die übrigen Grup-
pen der Verbandsbeschäftigten haben ebenfalls Einbußen bei
den Bezügen hinzune hmen, wobei vorab Sonder-Zulagen
und -Leistungen beschnitten werden. Die Schmälerung darf
auch hier freilich nicht zu einer nom inellen Reduktion der
Gehälter führen.")
Solche Normen muten noch harmlos an, seitd em zu verne h-
men war, im benachbarten Ausland seien öffentliche Kassen
deran leer, daß der finan zielle Zusammenbruch eines Ge-
meinwesens nur bei drastischen Kürzungen der Saläre um
mehr als ein Drittel vermieden werden könne.10)
3. Im Bundesgebiet dürfte ein Rückschri tt dieser Größen-
ordnung gegenwärt ig- zum Glück - kaum dro hen . Dies heißt
jedoch nicht , daß im nationalen Rahmen insoweit keine poli-
tisch wie rechtlich bedeutsamen Vorgänge zu verzeic hnen
wären. Im Gegenteil: Die Tarifauseinandersetzungen des
Frühjahrs 1983 im öffentlichen Dienst etwa resultierten in
einer durchschnittlichen Erhöhung der Löhne und Gehälter
der nicht-beamteten Beschäftigten von Bund, Ländern und
Gemeinden von ca. 21/ 2 0/0; die Anhebung blieb damit weit
hinter der ursprünglichen OTV-Fo rderung- 5%, mindestens
aber 110,- DM monatlich- zurück. 11.) Fü rdie Beamten legte
bereits im Dezember 1982 das Bundesbesoldungs- und -ver-
so rgungsanpassungsgesetz 198312 ) vom 1. Juli 1983 an eine
Erhö hung von Grundgehalt und O rtszuschlag um 2% fest;
die Verbesseru ng ihres Einkommensniveaus bewegt sich da-
mit um einiges unterhalb von demjenigen de r vertragsbedien-
steten.tJ) Ein Jahr später gestaltete sich die Gehaltsentwick-
lung nicht viel anders'P'') , und wei terreichende Streich ungs-
vorhaben sind noch längst nicht vom Tisch. tJb) Es sei auch
da ran erinnert, daß vor einiger Zeit eine Kürzung der Bezüge
von Beamten, Richtern und Soldaten bereits einmal Gesetz
geworden war .14) Seinerzeit blieb dies nur wirkungslos, weil
die Vorschriften rückwirkend aufgehoben wurden;")
Schließlich haben gerade Beam te auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst (Anwärter), sofern sie erst nach dem 31. 12. 1981
eingestellt wurden, eine beträchtliche Schmälerung ihrer
Bezüge erfahren. Im Ver hältnis zu den vor dem Stichtag ins
Beamte nverhältnis aufgenommenen Kollegen wu rden ihre
G rundbeträge um bis zu 150/0 gekürzr.P}
4. In all den genannten Fällen setz ten sich insbesondere die
Interessenvert reter der Beschäftigten heftig zur Wehr und
kritisierten nicht zuletzt die Legalität der vorgesehenen
hoheitlichen Maßnahmen. Die Angemessenheit solcher
Argumentation so ll im folgenden gewürdigt werden
(lll.-V.); zuvor bedarf es hierzu allerdings einiger begriffli-
cher Abklärungen (11.). .
11.
Einheit des Gehalts - Vielheit seiner Tellelemente
1. a) Trotz vielfältiger Bemü hungen um Vereinheirlichung'"}
ist derzeit - und dies erscheint de constitutione lata als zwin-
gend ' ") - der öffentliche Dienst in der Bundesrepublik
Deutschland in zwei große Lager gespalten . Beide verbindet
zwar der unmittelbare Bezug zum Staat ; entscheidendes
Merkmal dabei ist die öffentlich- rechtliche O rganisations-
fonn des Diensthe rrnIArbeitgebers.19) Die Beschäftigten
privatwirtschaftlich organisierte r Unternehmen der öffentli-
chen Hand gehören also nicht zu diesem Personenkreis.20)
Art. 33 IV GG abe r bedingt mit einem Funktio nsvorbehalt zu
Gunsten der Bemfsbeamren'" ) auch einen spezifischen Status
dieser Bedienstetengruppe . Die Beziehunge n zwischen ihren
Mitgliedern und den Di ensth errn sind ausschließlich öffent-
lich-rechtlic h geordnet, einseitig von Hoheitsträgern vorge-
schrieben. Dagegen unterliegen die Rechtsverhältnisse der
Staats-Angestellten und -Arbeiter einer Regelung durch
Tarif-Vemag.")
"b) Mit dieser fundamental verschiedenen Ausgangslage ver-
knüpfen sich wichtige Folgerungen : Einmal ist ein Streik-
Recht für Beamte mit der Konzeption des Dienst- und Treue-
verhältnisses in der Regel unvereinbar-'), andere Angehörige
des öffentlichen Dienstes vermögen hingegen grundsätz-
lich24) auch von dieser Form der Betätigung kollektiver Koa-
litionsfreiheit Gebrauch zu rnachen.P) Zum zweiten gilt die
Vorschrift des Art. 33 V GG, wonach "das Recht des öffent-
lichen Dienstes unter Berücksichtigung der hergebrachten
Grundsätze des Berufsbeamtenturns zu regeln" ist, allein für
beamtete Staatsdiener. Gehört zu solchen Grundsätzen nun
vornehmlich eine amtsangemessene Alimentation"), so beur-
teilt sich die gesetzliche Regelung von Besoldung und Versor-
gung notwendig (auch) anhand dieses Maßstabsrechts. Eine
Garantie der Beschäftigungsentgelte von Angestellten und
Arbeitern dagegen kann allenfalls aus dem Eigentumsgrund-
recht (Art. 14 GG) herrühren.P") Tendenzen zu einer
"Meistbegünstigung"28), wobei die für die Bediensteten je-
weils vorteilhafteren Regelungen aus dem einen Bereich des
öffentlichen Dienstes in den anderen Eingang finden, haben
zwar diverse Grenzen verwischt. Bislang aber bleibt die Un-
terscheidung zwischen beamtetem und nicht-beamtetem
Staatsdiener verfassungskräftig bestehen, und hier wird nur
von der spezifischen Problematik des ersteren die Rede sein.
2. Weiterhin sind einige Bemerkungen darüber vonnöten,
was denn unter dem "Gehalt" eines Beamten zu verstehen
ser.
a) Heute kodifiziert das 1975 neugefaßte Bundesbesol-
dcngsgeseez'") die zuvor recht verstreut geregelten Vorschrif-
ten über die Normal-Alimentation- also nicht besondere Lei-
stungen der Dienstherrn-Fürsorge noch Kosten-Erstattun-
gen.3 . ) § 1 II, III geben eine Legaldefinition der Besoldung:
Dienst- und sonstige Bezüge; derselben Technik bedient sich
das Beamtenversorgungsgesetz (1976)31) im § 2. Beide Arten
von Bezügen fließen letztlich aus dem beamtenrechtlichen
Treue- und Pürsorgeverhältnis, welches den Dienstherrn
verpflichtet, dem Dienstnehmer kraft der öffentlich-recht-
lichen Sonderbeziehungen Unterhalt zu gewährerr'P): beide
sind sohin gleichermaßen "Gehalt« des Bediensteten.
b) Auch die Bezüge und Vorteile für eine Beschäftigung im
öffentlichen Dienst unterfallen als Einkünfte aus nichtselb-
ständiger Arbeit im Sinne von §§ 2 I Nr. 4,19 I 1 Nr. 1 EStG
der Einkommensteuer, und das Gleiche gilt für die Versor-
gung (s. § 19 II EStG). Regelmäßig werden die Lohnsteuern
dergestalt erhoben, daß die zuständigen öffentlichen Kassen
die geschuldete Abgabe vom Gehalt des Bediensteten ab-
ziehen und einbehalten (§§ 38 I 1, III i.V.m. 2 I Nr. 4 EStG).
Jeder Beamte erlangt nur Verfügungsrnacht über die ver-
bleibenden Netto-Bezüge.
Beim geltenden Einkommensteuer-Tarif (§ 32a EStG) wirkt
sich dies notwendig so aus, daß Veränderungen der Brutto-
Besoldung {bzw. -Versorgung) den einzelnen Bezüge-Emp-
fänger bloß vermittelt treffen: Je nach Höhe seiner Einkünfte
fließt ihm lediglich ein Teil einer Gehalts-Erhöhung zu bzw. -
bei einer Kürzung - erleidet er mindere Einbußen. Ist bei-
spielsweise- wie in aller Regel- die Verschiebung nach oben
oder nach unten auf linearer Basis erfolge"), so rührt aus die-
ser Maßnahme nicht etwa eine entsprechende Zu-/Abnahme
der nunmehrigen Auszahlungen her; die neuen Gehälter wei-
chen vielmehr nicht unerheblich von der gesetzlich verfügten
Einheitsmodifikation ab.
Mag"dieses Resultat auch auf den ersten Blick überraschen, ja
sinnwidrig erscheinen, so findet sich hierfür doch eine gesi-
cherte rechtliche Grundlage in der Verfassung. Sie schreibt in
mehreren Bestimmungen (s. Art. 74a, l04a, 10511 i.V.m.
106 111 GG) die strukturell wie systemisch begründete Unter-
11) Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Bund
und Ländern 1983, vom 20.12 . . 1982 (BGB!. I, 1870), SS 2, 3; dazu
W. Käppner, Die Besoldungs - und Versorgungsanpassung 1982 und 1983,
ZBR 1983, 15 (22-25); A. Claus, Die Beamtenrechtsgesetzgebung des
9. Deutschen Bundestag es von 1981 bis 1983, ZBR 1983. 109 (112-113).
13) S. zur Kritik des Deutschen Beamtenbundes Handelsblatt vom 10.6 . 1983
("Unausgewogen und in allen Punkren ungerecht").
13_) S. zur ,.Nullrunde" 1984etwa H . Clemens, Der öffentliche Dienst in der
Haushaltssanierung 1984, ZBR 1984, 25 (26); E. Reiners, 1O. Legislaturpe-
riode des Deutschen Bundestags: die ersten Gesetze und Gesetzesemwürfe
zu Diensr-, Besoldungs - und Versorgungsrecht, RiA 1984,34 (36-37).
VgI. jedoch den Nachtrag (Nov. 1984).
13b) Vgl. FR vom 14. ("Nordrhein-West{alen will die Gehäher seiner Lehrer
kürzen") und vom 15.8. 1984 ("Angemessene Alimentation") ,
14) Vgl. An. 1 Nr. I, 4 des 2. Haushaltsstrukturgesetzes vom 22.12 . 1981
(BGB!. I, 1523); zur Regierungsbegründung s. BT-Drs. 9/842 vom 28. 9.
1981 (40, 50-51). Hierzu auch H . Clemens, Der öffentliche Dienst in der
"Operation '82" zur Sanierung der Staatsfinanzen, ZBR 1982, 61-64;
Käppner, ZBR 1983, 15-22; Claus, ebd., 112.
U) Gern. SI Ne. 2 i.V.m. S10, 1 des Gesetzes über die Anpassung von Dienst-
und Versorgungsbezügen in Bund und Ländern 1982, vom 20.12. 1982
(BGBI. I, 1835); vgl. auch SchwegmannlSummer, a.a.O. (N.4)
S 14/Rdnr.3 (5-6).
16) ) S61 BBesG i.V.m. Anlage VIII i.d.P. des Gesetzes vom 22.12. 1981
(BGBI. I, 1523); dazu H. Clemens 1 C. Millack 1 H. Engelking 1 H. Lan-
termarm 1 K.-H. Henkel, Besoldungsreche des Bundes und der Lander >-
Komm enur CZ1975ff.) S61 BBesG/Rdnr.2 (2).
1' ) S. insbesondere den Bericht der Studienkommission für die Reform des öf-
fentlichen Dienstrechts (1973), sowie W. Leisner (Hrsg.), Das Berufsbe-
amtenrum im demokratischen Staat. Beiträge zum Dienstrecht und zur
Dienstrechtsreform (1975).
16) An. 33 IV und V GG [rennen Beamte und andere Angehörige des öffenrli-
chen Dienstes (so jess, im Bonner Kommentar [1950ff.] An. 33/Anm. 11.5
[6]; H. von Mangolde/P. Klein, Das Bonner Grundgesetz n [21964]
Art . 331Anm. VI.2. [812], vn.1.J813]; C . H. Ule, öffentlicher Dienst. in:
K. A. Benermann/H. C. Nipper ey [Hrsg.], Die Grundrechte IVI2 [1961]
537 [559]; Th. Maun z, in: Th. Maunz/G. Dürig, Kommentar zum Grund-
~esetz [61982ff.] An. 33/Rdnr. 39 [23-24] An. 33/Rdnr.32 [370-371], 36
[374]). Diese Unterscheidung wurde im Parlamentarischen Ra[ bewcße ge-
troffen und herausgestellt (so U. Mayer, Öffentlicher Dienst und Beamten-
frage, in: U.Mayer/G.S[uby, Die Entstehung des Grundgesetzes [1976]
167 [180-186]; Stern, a.a.O. [N .2] 199-201) . Gegen diese im Normtext
nicht aufscheinende Interpretation aber G. F. Schuppen, in: Kommenur
zum Grundgesetz, bearb. von A. Azzola u, a., Bd. 2 (1984) An. 33 Ahs. 4,
5/Rdnr. 41-51 (200-202).
19) W. Rudolf, Der öffentliche Dienst im Staat der Gegenwart, VVdStRL 37
(1979) 175 (191-192); H.). WolfflO. Bachof, Verwaltungsrecht 11 ~1976)
460; I. von Münch, Öffentlicher Dienst, in: ders. (Hrsg.), Besonderes
Verwaltungsrecht (61982) 1 (9-10).
20) Ebenso wird z. B. in Japan unterschieden (s. G. Tagami, Zur Verfassungs-
mäßigkeit des Streikverbots für die Bediensteren der öffentlichen Ansrahen
Japans, Fs. Ule (1977] 579 [-586)) .
21) S. bereits oben, bei N. 18; insoweit auch Schuppen, a.a.O. (N . 18) Art. 33
Ahs. 4, 5lRdnr. 37 (198). Im Bereich der Leistungsverwaltung sind.die Ab-
uennungsprobleme bislang allerdings kaum endgültig geklärt (vgl. nur
Wolff/Bachof, a.a.O. [N.19] 506; Rudolf, VVdStRL 1979, 201-204;
K.Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland I [21984]
348-349).
22) Vgl. § 191 BBG, und dazu E. PloglA. Wiedow/G. Beck, Komm enurzum
Bundesbeamtengesetz (1958ff.) S 191/Rdne. 3.
23) So im Anschluß an BVerfGE 8, 1 (17) die h.M.; s. Wolff/Bachof, a.a.O.
(N.19) 532; aber auch Manhey, in: von Münch, a.a.O. (N.18)
Art. 33/Rdnr. 41 (376-377) sowie Rudolf, VVdStRL 1979, lOO(N. 142) zu
BVerwG DVB!. 1978,410 (-412); weitere Nachweise bei Ll.Barris, Die
Entwicklung des Beamtenrechts im Jahre 1983, NjW 1984, 1332 (1333
N.').
24) Vgl. R. Scholz, in: Maunz /Dürig, a.a.O. (N.18) Art .9 /Rdnr. 379
(191-192); ähnlich bereits die altere Kommentierung von Maunz (Rdnr.
134 [64]).
2S) Beamten wie auch Richtern und Soldaten sind freilich allein bestimmte Mit-
tel des Arbeieskaropfes un[ersagt(Scholz, in: Maun zlDürig, a.a.O. [N. 18]
An. 9/Rdnr. 377 (191J, 380 [192]); als unselbständig Arbeitende sind ihrem
. Grundrecht aus An. 9 III GG lediglich engere Grenzen gezogen (Scbcle,
a.a.O., Rdnr. 178 [117-118]; BVerfGE 19, 303 (323-324]) .
26) S. im einzelnen unten, IV. 3.
27) Vgl. vorerst Maunz, in: Maunz /Dürig, a.a.O. (N. 18) An. 14/Rdnr. 38
(25-26).
26) So bereits W. Schick, Kontinuirär und Wandel im Beamtenrecht, BayVBI.
1965,361 (362); aus jüngerer Zeit etwa K. Kröger, Einwirkungen des Ar-
beitsrechts auf das Beamtenrecht, NJW 1975, 953-957; Stern, a.a.O,
(N.2) 211-213; Schuppen, a.a.O. (N . 18) Art. 33 Abs.4,/5/Rdnr.21, 22
(192-193); j.Lsensee, öffentlicher Dienst, in: E. BendaIW. Maiho-
fer/H.-J. Vogel (Hrsg.), Handbuch des verfasscngsrecbes, Nachdruck
1984, 1149 (1174-1176).
I scheidung zwischen einnahmenträchtigem Steuerrecht zum
einen, ausgabenwirksamer Besoldung etc. andererseits vor
und fest .34 ) Die Brutto-Entlohnung - vor Steuern und ande-
ren Zwangslasren. aber auch unbeschadet insbesondere so-
zialrechtlicher Anspruchspositionen -liegt denn auch jenseits
des Beamtenrechts. ja außerhalb des öffentlichen Dienstes je-
der Neuordnung der Arbeitsentgeltez ugrunde; daß bei Be-
schäftigten der öffentlichen Hand Dienstherr und Fisku s zu-
weilen personell identi sch sind, kann sohin hier ohne Be-
deutung bleiben . Jedenfalls erscheint es verfassungsrechtlich
unbedenklich, wenn der Gesetzgeber bei Änderungen der
Bezüge an das Brutto-Gehalt anknüpft.3 5 )
c) Des weiteren kennt das geltende Recht - auch in zwischen-
staatlichen Einrichtungerr'"} - Differen zierungen im Ge-
haltsniveau wie auch innerhalb der Bezüge . Der N ormgeber
stuft dabei zum einen die Besoldungs-(und Versorgungs-)
Höhe vornehmlich nach der Bedeutung eines Amtes und der
mit ihm typischerweise verbundenen Verantwortung.P"} Der
l~ Art . I des 2. Gesetzes zur Vere inheitlichung und N euregeleng des Besol-
d ungsrechu in Bund und Ländern, vom 23. 5.1975 (BG BU. 1173).
~ Vgl. SchwegmannlSum mer, a.a .O. (N. 4) Vor S I BBesG/R dnr. 2 (2).
.1I) Gesetz übet die Verso rgun g der Beam ten und Richter in Bund und Lan-
dem, vom 24. 8. 1976(BG BI. I, 2485, ber . 3839);vgl. auchdas Solda renver -
sorgungsgesetz (i.d .F. der Bek. vom 9. 10. 1980, BGB!.I. 1957), S89 b.
u) So berei ts Jen . im Bonner Kommentar (Art . 33/ Anm. 11.7.0 [7-81);
ebenso W. 11Ude. Alim~ntalionsgrundsatz - wesentl icher G rundsa tz des
Berufsbeamtenrums ode r bloße Leerformel des Beamtenrech ts}, DVB I.
1981. 253 (258); Isensee, a.a.O . (N. 28) 1181, 1186.5. hierzu auch unten .
IV.3.a).
u) Vgl. d ie tabellarische Übe rsiehe bei M. WahIer. Die Anpassun g der Bezüge
im deutschen öffendichen Dienst (Würzburger Di ss. 1981) 17-93.98- 124.
M) Dies läßt Mereen beiseite (a.a.O. [N . 2113 -14).
3S) Damit ist durchaus vereinbar, daß sich die Angemessenh eie der gesch ulde-
ten Alim~ntierung am ausgezahlten Nettogehalt orienti~.It; insoweit obli egt
dem Besoldungsgesetzgeber auch die Beachtung der Ne ben- und Felgewir-
kungen seines H andelns in beecg auf das Bestehen oder aberWe~fallen an-
derw eit norm ierte r (Sozial-)Leistungsanspriiche (5. a. unten, bei N. 146).
36) Hierzu näher unt en. V.3.b), sowie etwa zum ••Besoldungsreche der Verein-
ten Nati onen und ihr er Sonde-organisationen" die Würzburger Diss. von
D . Vi~rneisel (1984) 112-199.
31) Die .. allgemeinen Grundsätze" der SS 18. 19 BBesG sind in ihrem Kern
verfassungsrcchtlich garan tiert. wenn auch der konkret angeordnete Funk-
tionsbezug nur eine von mehreren denkbaren gesetzgeberiechen Geseal-
tun gsm öglichk eiten verw irkliche (vgl. insbesond ere BVerfG E 44. 249
[265); BayVerfGHE 21, SO (55], 22. 110 [116]; Schwegmann/Sumrner,
a.a.O . [N.4] § 1 BBesG/Rdnr. 11 (8], S 18/Rdnr.16 [U D.
") SchwegmannlSummer, a.a .O. (N. 4) S1 BBesG/Rdnr. 13(9) . S 14/ Rdnr. 4
(9); BV,riGE 56, m (J61) .
39) Vgl. etW~ An . I Ziff. 5. 8 des 7. BfksÄndG vom 20. 12. 1974 (BG Bt l,
3~1 6). Zu dementsprechenden ~erfahrensweisen in intergo uvernementalen
Eieeiebeengen s. das Erkennenie No.40 (Merigo) des O .E .C .D. Appeals
Board vom 30. 3. 1966. Rec. des decision s 1 a62 (1979) IIJ - l 15.
~ SCh....egmann/Summer, a.a.O. (N. 4) S14 BBesG/Rdnr . 4 (9) ; D . Mereen,
Zur Problematik der G ewährung einh erdie her Festbeträge bei Besold ungs-
: anrassungen, Fs. Ule (1977) 349 (374). .
, '" ) S. imeinzelnen CllemenslMiUack u. a. • a.a .O. (N . 16) S14 BB~sG/Rdnr. 4
(13-18).
" ) Vgl. BVerfGE 55, 372 (393 -395) ; weitere Nachweise bei Bertis, NJW
1984. 1333.
•3) Zur säkularen Infla tion s. bereits die gleichlautende Studie von W. Hof-
mann (1962); ferner H . H aller. Das Pro blem der Geld weruu bilitä t (1966)
7. Durchaus folg~richtig bezie ht so Nr. 20.3. der Europese Space Agen cy
S~ Regulations die rq;uläre (Anpassungs-)ü berp riifung des Gehalu-
mveaw nur auf .. Erhöhungen" bei Lebenshaltungskosten und -standard !
.-.) Als Ausprägung des allgemein en materiellen G leichbeitssaues v~rlan~ das
beamtmreehtlkhc Leistungspri nzip - auch dies ein Grundsatz 1.5.v.
An. 33 V GG - (lediglich), unterschiedliche Eignung, Befähigung und
fachlich~ Leistung differenzierend zu bewerten (s. BV~rfGE 4, 115 (136),
11, 203 (215- 216), 36, 372 (381-382), 61, 43 (57); lsensee, a.a.O. (N. 28)
1160. 1180).
45) S. dcmg~enüber zur Anpassung der Sozialversicherungsrenten Mereen,
a.a .O. (N. 40)363; sowie BVcrfGE 58. 81 (112). im An schlu ß an E 53. 257
(292); BV,riGE 64, 87 (99).
" ) R. Summer/G. Romersc h, Alimenutionsprinzip gestern und heute, ZBR
1981, 1 (9 - 12). S. a. BV~rfGE 61. 63.
~) ~u der artig en Entwic klungen im Vemnigten Köni greich s. Finanei al
Tim es vom 10. 8.1984 (.. Civ iI Service.Iaces 3% pay limit"] ,
U) Hie rzu bereits Ule. a.a.O. (N . 18) 598; BVerfGE 18, 159 (166 - 167), 56.
146 (165); s. a. H . Soell, V~rfassungsrechtliche Maßstäbe für eine Reform
des Besoldungsreches, DÖV 1974. 147 (151).
43) Vgl. insbeso ndere Mert en , a.a.O . (N. 2. 40).
. 9) S. hierzu BV~rfGE 61. 56-57.
Gesamtbetrag der Bezüge setzt sich zudem aus verschiede-
nen, weithin selbständigen Bestandteilen zusammen38 ) ; diese
Komponenten mögen regelmäßig je für sich verändert werden
können, bis hin zur Herein- bzw. Herausnahme in die/aus '
der Alimentationsleisrung.P"} Gleichwohl erscheinen sie
(zumal aus der Sicht des Beamten) als Teile eines Ganzen;
Verschiebungen zwischen einzelnen Gehaltselementen wer-
den für den Empfänger erst bei Änderungen ihrer Summe er-
heblich. In der Praxis allerdings unterliegt nur der Kern der
D ienstbezüge einer regelmäßigen Angemessenheitskontrolle
und ggf. Anpassung'"): son stige Leistungen werden weniger
häufig modifiaiert,"") Als Kon sequenz ergibt sich daher oft
eine relativ geringere Verbesserung bzw . Verschlechterung
des Gesamtgehalts . Auch dieser Um stand ist aber rechtlich
für sich allein nicht zu beanstanden ; die Legislative handelt
hierbei durchaus sachgerechr.V}
3. a) Für den Begriff der "Kürzung" schließlich ist wohl
kaum vom Aufrechterhalten nominal gleicher Brutto- (oder
auch Netto- )Zahlungen auszugehen. Der Gehaltsgesetzgeber .
kann nicht umhin zu berücksichtigen. daß die Leben shal-
tungskosten über längere Zeiträume nicht auf derselben
Ebene verharren, sondern steigen .4 3 ) Zw ar richtet sich die
Beamtenbesoldung (und -versorgung) nur nebenher auch an
der tatsächlichen Leistung der Bediensteten aus4 4 ) ; Fort-
schritte der Arbeitsproduktivität brauchen sich mithin nicht
in Gehaltserhöhungen widerzuspiegeln.") Jedoch folgt ge-
rade aus dem Unterhaltscharakter der Leistung von Bezügen,
daß bei ihrer (N eu-)Bemessung der Realeinkommensent-
wicklung Rechnung zu tragen ist: Alimentation ist Entgelt
und zugleich materielle Lebensgrundlage der Beamten im ge-
samtwirtschaftlichen Kontext.r'")
b) Damit lassen sich Gehaltskürzungen nach Art und Aus-
maß ihrer Verwirklichung dan ach unterscheiden, ob
- lediglich die nominale Erhöhung des Gesamtgehalts hinter
der momentanen Inflationsrate zurückbleibtt '"); ob
- (vorübergeh end) keine Gehaltsanpassungen mehr erfolgen,
die Bezüge also (vorerst) weder angehoben noch gesenkt
werden ; oder ob .
- die Gehälter nicht nur real, sondern nominal verringert
werden.
Insbesondere bei der zuletzt angeführten Vorgehensweise
kommt als Kürzungsvariante in Betracht, zwar die eigentliche
Bezüge-Regelung unangetastet zu lassen, stattdessen aber
eine spezielle Abgabe zu normieren. Wird diese im Abzugs-
verfahren einbehalten, so ist die Einkommensschmälerung
für den Beamten gleichennaßen akut . Hierbei handelte es sich
ja keineswegs um eine fiskal ische Minderung des Brutto-
gehalts, sondern um eine Belastung allein der beamteten An-
gehö rigen des öffendichen Dienstes; ein unmittelbarer
Zusammenhang mit der Besoldung bliebe gewahrt.")
c) Gehaltskürzungen könnten ferner nicht allgemein, in der
Regel also prozentual wirksam werden; in ihre Ausgestaltung
mögen vielmehr auch Differenzi erungen eingehen: Man
denke etwa an pauschale Streichungen oder an disproportio-
nal wachsende Reduktionen von Bezügen (z. B. in Anleh-
nung an die einkommensteuerliche Progression).48) Dabei
überschreitet der Gesetzgeber freil ich scho n die Grenze zu
struktu rellen Modifikationen des Besoldungs-fund Versor-
gungs-)Systems. Nun ist auch das Gehaltsgefüge keineswegs
für alle Zeiten festgeschrieben'"): jedoch bedürfen Verbesse-
rungen bzw . Verschlechterungen auch des verm ögensrecht-
lichen Status einzelner Beamtengruppen einer zusätzlichen.
eigenständigen Legitimation.V')
d) Schließlich können im Einzelfall Gehaltskü rzungen auch
als Sanktion für pflichtwidriges Verh alten erfolgen . So ver-
liert ein Beamter oder Soldat nach § 9 BBesG für die Zeit des
schuldhaft ungenehmigten Fern bleibens vom Di enst seine
Bezüge;" ) Ferner kennt das Disziplinarrecht die Maßregel
der Gehaltskürzung ; sie mag allein ausgesprochen werden (s.
§ 9 BDO ) oder aber die Folge einer Zurückversetzung sein
(§ 10 BDO).")
Der gleichen Verwaltungsakte zur Regelun g konkreter dien st-
licher Geschehnisse haben mit allgemeinen Besoldungs-
neuordnungen wenig meh r als das Resultat gemein, können
daher im folgenden außer acht bleiben .
111.
Infrakonstitutionelle Rechtslage heute
1. Der Gesetzgeber ist bislang dem Regelungsauftrag und
-programm des Art. 33V GG53 ) recht umf assend nachge-
kommen.
a) Gestütz t auf die Kompetenzen aus Art. 73 Ziff. 8 und - seit
1971") - 74a, überdies auf Art. 75 Ziff. 1 GG, vollzog sich
eine beständige Weiterentwicklung des öffentlichen Dienst-
recht s; im Mittelpunkt stand und steht dabei die flexible
Würdigung aller hergebrachten Grundsätze des Berufs-
beamten tum s, ihre Konkretisierung im Rahmen der freih eit-
lichen demokratischen, rechts- und sozialstaatliehen Ord-
nung des Grundgesetzes.f")
Verbürgt ist hiernach auch der Vorbehalt eines formellen
Gesetzes für Besold ung und Versorgung der Beamten'"), ein
Erfordernis, das zudem in den Spezialgesetzen nochmals aus-
gesprochen wird (s. §§ 83 BBG , 50 I BRRG). Diese einsei-
tig-hoheitliche Gestaltung bleibt erhalten, wenn die Spitzen-
organisationen der Beamten-Gewerk schaften oder -Berufs-
verbände kraft gesetzlicher Vor schr ift (§§ 58 BRRG , 94
BBG) lediglich bei der Vorbereitung von Dienstrecht snovel-
len zu beteiligen sind. 57)
b) Die besonderen Bundesgesetze betr. Besoldung und Ver-
sorgung regeln zunächst generelle Gehaltsfragen, Ents tehen,
Umfang, Beendigung des Rechtsanspruchs auf Alimentation
(s. §§ 3 I, III , 19, 39ff ., 42ff. BBesG), ferner Modifikationen
von Dauer und H öhe der Bezüge, wenn die Art der Dienst-
verhältnisse für eine Abweichung vom Regelfall hinreichend
Veranlassung gibt (§§ 4-8,10 BBesG). Schließlich erfährt der
wichtig ste Besoldungsbestandteil, das Grundgehalt , eine
amts- und (damit) funktion sbezogene Ausrichtung; hier-
durch wird ein anderer hergebrachter Grundsatz aus
Art. 33 V GG berücksichtigt.")
c) Die gebotene regelmäßige " Anpassung" der Besoldung
(und Versorgungj!"), wie sie § 14 BBesG und bereits dessen
Vorläufer, § 60 des BBesG 195~O) , "entsprechend der allge-
meinen wirt schaftlichen und finan ziellen Verh ältni sse" pro-
grammatisch festlegen, obliegt dem Gesetz geber zur "Beach-
tung" schon unmittelbar auf Grund des Art. 33 V GG.6 1) .
Die hier angeordnete Anpas sun g ist akzessorisch'S) ; sie be-
zweckt lediglich, das bisherige Besoldungssystem der gewan-
delten Situation entsprechend fortzuschreiben. Ähnlich wie
beim Kaufkraftausgleich nach § 7 BBesG - für Beamte mit
dienstlichem Wohnsitz in einem fremden Währungsgebiet -
soll die Angleichung eine Differenz zwischen früherer und
jetzt angemessener Gehaltsebene beseitigen .S'] Eine Um-
strukturierung des vorhandenen Besold un gsgefüges ist hin -
gegen über die Anpa ssun gsvorschriften nicht , 00öglich ~64 )
d) § 14 BBesG statuiert nun bewußt kein e an einen Index ge-
bundene Veränderung der Bezüge'"), wie dies viele fremd e
Staatswesen kennen.?"). Will der Gesetzgeber sich innerhalb
der Grundsätze für eine Anpassung halten - wovon abzuge-
hen ihm freilich nicht generell verwehrt sein kann?") -, steht
ihm dabei ein beträchtlicher Spielraum nach oben wie nach
unten offen: Dies gilt für Notwendigkeit und Zeitpunkt einer
Änderung ebenso wie für deren nähere Ausgesraltung.v")
Immerhin ermächtigt § 14 für den Regelfall allein zu allge-
meiner und gleicher "Anpassung "69), und hiervon darf auch
nicht etwa wegen einer ungünstigen Haushalts- und Finanz-
lage abgewichen werden.70) Ihr kann lediglich bei der Festset-
zung des neuen Gehaltsniveaus entsprochen werden.?")
2. a) Zielt jedoch das BBesG vornehmlich, wenn nicht aus-
schließlich auf lineare Änderung von Bezügen ab, so folgt
daraus, daß die Legislative nach Maß gabe einfachen Rechts
schwerlich viel pau schalisieren darf : Sollen einheitliche Sok-
kel- oder Mindesrberräge'") gewährt oder gestri chen werden,
so) Hierüber etwa BVerfGE 55, 392-393, wo ausdrü cklich auf die frühere
E 26, 141 (156- 159) Bezug genomme n wird.
H) Vgl. dazu BVerwG, ZBR 1981, 281- 283.
52) Zur etwas abweichende n Regelung der SS 54 11 , 55, 56 WDO s. jetzt
BVenvG , NJW 1984, 813 (816-8 17). Der Verlust der Besoldung gern. S9
BBesG ist keine disziplinarische Sanktion (Schwegm.um/Summer, a.a.O.
[N . 4l S9 BBesG/Rdnr. l a,b (3]) .
53) So H . Lecheler, Die " hergebrachten G rundsät ze des Berufsbeamtentums"
in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und des Bundesver-
waltungsgerichts, AöR 103 (1978) 349 (357), im Anschluß an BVerlG E 3,
58 (136), und E 43, 154 (166-167).
54) Vgl. das 28. Gesetz zu r Änderung des GG vom 18. 3. 1971 (BGBI. I, 206);
zu dessen verfassungsmaßigkeie s. BVerfGE 34, 9 (20-21), sowie I. von-
Mün ch, GG - Kommentar, Bd. 3 e1983) Art . 74.a1Rdnr .2 (136-137) ;
ferner E. Den ninger, Staatsrecht I (1973) 131- 132.
55) So deutlich BVerfGE 9, 268 (286); Maunz, in: Maunz/Dürig, a.a.O.
(N. 18) An . 33/Rdnr. 59 (32); Manhey, in: von Münch, a.a.O . (N . t8)
An . 33/Rdnr.38 (375); Lecheler, AöR 1978, 354; Schuppen, a.a.O .
(N .18 ) An.33 AbsA, 5/Rdnr.70 (211).
56) BVerfG E 8, 1 (15), 28 (35).
57) Vgl. auch WolffiBachof, a.a.O. (N. 19) 475- 476; Maunz, in: Maunz!
Düri g, a.a.O. (N . 18) An. 33/Rdnr. 64 (34).
S8) S. bereits oben, bei N . 38; sow ie jetzt BVerfGE 61, 57-58. H ierzu auch
Th . Unverhau, Zulagen oder die Kunst, angemessen zu besolden, ZBR
1982, 363 (364).
59) Vgl. zum einen S70, zum andern SS 71- 76 BeamtenVG.
60) Eingefügt durch An. I § I N r. 16des 1. Gesetzes zur Vereinheitlichung und
Neu regelung des Besoldu ngsrechts in Bund und Ländern, vom 18.3 . 1971
(BGB!. I, 208).
(1) So BVerfGE 8, I (Ls. 2), 16-17; dazu insbesondere Mette n, a.a.O. (N . 40)
357-358 , sowie Schwegmann/Summer, a.a.O . (N. 4) S 14 BBesG/Rdnr. 1
(1-2).
u ) Merten, a.a.O. (N. 40) 350; s, a. SummerlRometsch, ZBR 1981, 11- 12.
(3) Wie hier Schwegmannl Summer, a.a.O. (N . 4) S 7 BBesG/Rdnr. 2 (I) ;
Mert en, a.a.O. (N .40 ) 359.
M) Schwegmannl Summer, a.a.O . (N . 4) S14 BBesG/Rdnr . 4 (9-10); Menen,
a.a.O . (N. 2) 9-12 ,19.
6S) Andererseits geht es jedoch schwerlich an zu behaupten, "die(se) Entschei-
dung des Gesetzgebers . . . beinhalte ... weder eine Auto matisierung
noch eine Dynamisierun g der Beamtenbesoldung" (so aber die Entsch lie-
ßun g des Deutschen Bundestages vom 3. 3. 1971, Nachtr ag zu BT-Drs .
V1/1885, Ziff. 2 [2]); vgl. hierzu W. Schick, Verfassungsrechtliche G renzen
einer Reform des öffentlichen Dienstrechts. in: Studienkommissio n . . .,
a.a.O. (N . I7) Bd.5, 171 (222); Schwegmannl Surnmer, a.a.O. (N . 4)
S 14 BBesG/R dnr.4 (8); Clemens/Mi llack u va. , a.a.O. (N . 16) S 14
BBesG/Rdnr.1 (1); Menen, a.a.O . (N. 40) 358.
66) In der Schweiz etwa ist derzeit der halbjährliche Teuerungsausgleich, der
dem Bundespersonal neben indexierten Altersrenten gezahlt wird (s. An. 1
des Bundesbeschlusses über Teuerungszulagen des Bundespersonals vom
25.6. 1976, Systematische Sammlung des Bundesrechts 172.221.153.0), zur
Diskussion gestellt word en (s. NZZ vom 19.120.6. 1983: "Wenig Erbauli-
ches von der Bundesfinanzfront") ; auch in Belgien findet bereits seit 1982
eine " moderation salariale" statt, in Gesuh zeit- und teilweiser De-In de-
xierung (s. Arrete roy al no . 279 vom 30.3 . 1984, Mon. beige 1984, 4351,
insbesondere An. 2). Dagegen verhält es sich in O sterreich ähnlich wie
hierzulande (vgl. E. Meiichar , Zur Lage des osrerreichischen Dienstrechrs,
Fs. Die [1977] 563 [575-576J).
(1) Zum Verhältnis von Besoldu~gs- undAnpassungs-G~setzgebungv~.Mer-
ten, a.a.O. (NAO) 367-369, ders., a.a.O. (N .2) 20, ferner BVertGE 64,
367 (378-379). Hier dürften Parallelen zur Grundsatz -Ges etzgebung vor-
liegen (s. dazu etwa Maunz, in: Maunz/Dürig, a.a.O IN.181'
An. 91 a1RdnrA 7 [30]; H . Liesegang, in : von Münch, a.a.O. N . 54 ,
Art . 91 a/Rdnr. 23 [475]).
68) Näher hierzu Schwegmannl Surnmer, a.a.O . (N. 4) S14 BBesG/Rdnr. 3, 4
(4-9); s, a. BVerfGE 64, 101.
(9) Men en, a.a.O. (N . 40) 360-363.
70) So im Prinzip schon Ule, a.a.O. (N. 18) 568; ebenso Metten, a.a.O. (N. 40)
366-367; ders., a.a.O . (N . 2) 14- 19; Summer/Romeuch, ZBR 198t , 13.
71) Ebenso SchwegmannlSummer, a.a.O. (N. 4) S 14 BBesG/Rdnr.3 (4- 5).
12) S. im einzelnen Metten, a.a.O. (N . 40) 376-38 1.
so muß zu diesem Zweck ein eigenes Besoldungs-Gesetz er-
gehen, und das Gleiche hat für einmalige Zahlungen oder
Kürzungen zu gelren.P)
b) Daß schließlich eine Anpassung bloß als Reakt ion auf in-
flationäre Entwicklung im geltenden Besoldungsrecht
systemfremd wäre"), belegt die Regelung in § 58 I 4 BBesG .
Hiernach nämlich wird der Kaulkraftausgleich gemäß § 7
BBesG nicht vorgenommen für die Zeit eines Heimaturlaubs:
in der Bundesrepublik kann der Beamte ja über seine Bezüge
in Landeswährung, DM, verfügen . Veränderungen im Bin-
nenwert werden sohin ausgeklammert.P )
3. Im einfach-gesetzlichen Recht finden sich nun keine festen
(Unter-)Grenzen für Besoldungsanpassungen; für struktu -
relle Modifikationen könnten solche ohnehin nur in höher-
rangigen Normierungen niedergelegt sein . Gehaltskürzungen
innerhalb beamtenrechtlicher Beziehungen müssen mithin
insgesamt vor dem Grundgesetz bestehen können. Weil
überdies auch konst itutionelle Garantien zum eist zur Dispo-
sition des verfassungsändemden Gesetzgebers gestellt sind,
ist dabei kurz auf dessen Möglichke iten einzugehen.
IV.VerfassungsrechtlIche MaBgaben und Schranken.
1. In einem Verfassungsstaat, wie ihn das Grundgesetz fürd ie
Bundesrepublik Deutschland konstituiert und gestaltet hat ,
ist jede hoheitliche Betätigung allein dann legitim, wenn sie
sich innerhalb des durch die Verfassungsordnung vorgegebe-
nen Rahmens vollzieht. 76) Art. 20 III GG formuliert diese
Begrenzung wie auch Ausri chtung für alle Staatsfunktionen.
die Legislative eingeschlossen.
13) Vgl. auch BVenGE 32, 199 (225- 226); 56, 353 (361-362).
14) Zur Beachtung dieses Kriteriums als Indiz für eine Verletzung des An. 3 I
GG s. G. LeibholzlH . J . RincklO.Hesseiberger , GG - Kommentar
r 1979ff.) An. 3/Anm. 11(114), Anm. 12 (115); vgl. ferner Mette n, a.a.O .
(N . 2) 12.
1S) Anderer Ansicht hierzu offenbar Merten, e.e.O. (N. 2) 8. _
16) K. Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bunde srepubli k Deutsch-
land e4 1984) 10-11, 47; Stern, a.a.O. (N. 2t) 95.
17) Zum Begriff Stern, a.a.O. (N. 21) 551.
") In bezug auf Art . 109 (I) WRV war diese Auffassung noch heftig umstritten
(Darstellung des Meinungssundes bei G. Anschütz , Die Verfassung des
Deutschen Reiches vom 11.August 1919 e4 1933/ 1960) An.l09/Anm.2
[523-529]) . Das BVcrf(; hat jedoch von Anfang an (s. E 1, 14 [52]) dem
Wortlaut des An . 3 I GG keine allein maßgebliche Bedeutun g beigemessen
(dazu insbesondere E.Denninger, Staatsrecht 2 [1979] 143; Dürig, in:
Maunzl Dürig, a.a.O. (N . 18) Art . 3 Abs. I/Rdnr. 12 (17), Rdnr. 303 1144J;
aber auch H . Ridder, Die soziale Ordnung des Grundgesetzes [1975]
151-153) . S. jetzt BVen GE 65, 141 (148-149).
19) So BVerfG E 6, 55 (76); Maunz , in: MaunzlDüri g, a.a.O. (N. 18)
Art. 6/Rdnr. 6 (6).
' 0) S. dazu Stern, a.a.O. (N . 21) 832-835; R. Herzog, in: MaunzlDü rig,
a.a.O. (N . 18) Art . 20 VII .JRdnr . 68- 70 (287-2 88).
' 1) V~. insbesond ere BVerfGE 25, 143 (154); 36,73 (82-83) .
•~) DIe BVerfG- Judikatu r zeichnet sich hier nicht eben durch Kons istenz und
Klarheit aus (vgl. etwa BVerfGE 8, 1 [17); 17, 337 [355], zum einen; E 21,
329 [344-346] ; 44, 249 [265] und [267), andererseits ; nunmehr aber wieder
E 58, 68 [78- 79J; 64, 379); s.a. Lecheler, AöR 1978, 371-372; Sum-
merJRomeuch, ZBR 1981, 12-13; Thiele, OVBl. 1981, 257-258;
SchwegmanniSummer, a.a.O. (N . 4) S 1 BBesG/ Rdnr. 11 (7).
83) So ist wohl BVerfGE H , 267-268, zu verstehen; zust immend Sum-
merJRometsch, ZBR 1981, 13; weniger klar hingegen Menen, a.a.O.
(N .40) 353- 354, 356 N.35, 374; s, auch Ule, a.a.O. (N. 18) 664; Bartis,
NJW 1984, 1333.
84) Ebenso offenbar Ule, a.a.O. (N. 18) 664-665; Merten, a.a.O. (N.2) 8;
Stern, a.a.O. (N. 21) 726.
85) Summer/ Rometsch, ZBR 1981, 13; s. a, SchwegmannJSummer, a.a.O.
(N . 4) Vor S1 BBesG/Rdnr. 4 b (8).
86) Metten, a.a.O. (N. 40) 352- 353; Ule, a.a.O . (N. 18) 627- 628; vgl. etwa
BVerfGE 58, 79-81; 61, 62-63; 64, 379.
81) Metten, a.a.O. (N. 2) 8; s. a. Herzog, in: MaunzlDü rig, a.a.O. (N. 18)
An . 20 VIII.J Rdnr.36 (315); Stern , e.a.O. (N. 21) 924-925.
118) V~1. BVerfGE 17, 350- 351 und 354-355; 58, 79.
' 9) Die Erwägungen H. Zachers (VVdStRL 37 (1979) 289 [29t-292]) scheinen
so eher rechtspolitisch von Belang.
~ Ebenso WoIH/Bachof, a.a.O. (N. 19) 547; Metten, a.a .O. (N. 40) 355
(N. 34); Schurren , a.a.O. (N. 18) An. 33 Abs. 4,5/Rdnr. 64 (208).
9Oa) Ebenso woh Batris, NJ W 1984, 1333.
91) Vgl. etwa BVerfGE 29, 1 (9- 10).
91) E 44, 267.
2. Als generelle, d. h. nicht spez ifisch beamtenrechtliche
Vorgaben und Schranken der (Besoldungs-)Gesetzgebung er-
scheinen vornehmlich die Staacsstrukturprinzipien' "] von
Rechts- und Sozialstaatlichke it (Art. 20 I, 28 I 1 GG) sowie
die Grundrechte. N ach der wohl eindeutigen Weisung des
An. 1 III GG unterliegen auch die legislativen Körperschaf-
ten dem allgemeinen Gleichheitssatz (Willkürverbot) des
Art. 3 I GG 78 ) , und richtet sich das Gebot, Ehe und Familie
zu schützen (Art. 6 I GG), zugleich an sie.?")
a) Bereits der Rechtsstaatsgrundsatz nun wird sich immerhin
derart einschränkend auf den gesetzgeberischen Gestaltungs-
spielraum auswirken, als er die (echte ) Rückwi rkungs") bela-
stender Normen untersagt, Gehaltskürzungen mithin nur für
die Zukunft zuläßt.81)
b) Mehr Schutz dürfte hier freilich das Sozialstaatsprinzip
verbürgen können, wie es auch öffentlich-rechtliche Dienst-
und Treueverhältnisse durchdringt und formt.82) N icht zu-
letzt bei Besoldungsregelungen bedarf die machtpolitische
Unterlegenhe it der beamteten Gehaltsempfänger eines
Ausgleichs; den Grundsatz sozialer Gerechtigkeit konkreti-
siert daher eine Verpflichtung des Gesetzgebers zu angemes-
sener AJimentation, und dies vermag sachfremden Änderun-
gen des Besoldungsniveaus vorzubeugen.f") Zwar ist es nicht
etwa schlechthin sozialstaats- und dami t verfassungsrechts-
widrig, die H öhe der Beamtengehälter im Verhältnis zu Ein-
künften anderer abhängig Beschäftigter inner- und außerhalb
des öffentlichen Dienstes he rabzusetzen.P' ) Die neue, niedri-
gere Besoldung muß aber hier und heute angemessen bleiben;
so gesehen kann eine Sonder- oder auch eine Vorwegbe-
lastung lediglich der Beamten, Richter und Soldaten vor dem
Sozialstaatsprinzip kaum Bestand haben." )
c) Das Willkürverbot hingegen betrifft weniger Veränderun-
gen im allgemeinen Gehaltsniveau als vielmehr die Einrich-
tung und Modifi zierung des ganzen Besoldungssysrems.")
Leitlinie beim Legiferieren ist hier : " Jedem das Seine"87) ;
gleiche Besoldung darf nur bei gleicher Tätigkeit, Leistung
und Verantwortung gewährt werden, und bei verschiedenen
Laufbahnen oder Ämtergruppen darf die eine nicht ohne
sachlich vertretbaren Grund abweichend von der anderen,
also ungleich, behandelt werden.") Gehaltskürz ungen linea-
rer Art zumindest vermag Art. 3 I GG jedoch schwerlich in
ihrem Ausmaß zu begrenz en, weil sich dabei das Besoldungs-
gefüge insgesamt nich t ändert . Gegenüber anderen Dienst-
und Arbeitnehmern ist Gleichheit im allgemeinen nicht gebo-
ten, müssen doch die besonderen Nonnen des Beamtenver-
hältnisses als Differenzierungsmerkmal beachtet werden.")
Allein in Beziehung zu sonstigen Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes dürfte ein Verbot der Schlechterbehandlung zu
begründen sein. 90) Insoweit kann freilich nicht allein auf die
Besoldung(shöhe) abgestellt werden, sondern es ist ein um-
fassenderer Statu svergleich vonnöten. Daher begegnet das
derzeit konstatierbare, zudem nicht eben auffällige " N ach-
hinken" der Beamtengehälter wohl kaum verfassungsrecht-
lichen Bedenken. t'")
d) Schließlich erlangt die Garantie des Art. 6 GG ebenfalls
vorab für struktu relle Besoldungsänderungen Relevanz' "):
einer etwas mißverständlichen Äußerung des BVerfG unge-
achtet - " jedenfalls in der Lebenswirklichkeit (müßten) die
Beamten ohne Rü cksicht auf die Größe ihrer Familie ,sich an-
nähernd das Gleiche leisten ' können«92) - gebietet die Verfas-
sung keine Umverteilung zugunsten der Familien. Der Fami-
lienschutzverpflichtung tut der Staat bereits dann Genüge,
wenn er einen angemessenen Beitrag zu dem besonderen
familienbezogenen Aufwand leistet. anknüpfend an die zivil-
rechtliehe Unterhaltspflicht des Beamten.P")
3. a) Der Inhalt verfassungsrechtlich zu lässiger Besoldungs-
gesetzgebung bestimmt sich in seinem Kern freilich nach
einem hergebrachten Grundsatz des Berufsbeamtenturns im
Sinne von Art. 33 V GG , dem Prinzip amtsgemäßer und
amtsangem essener Alimenration.?") Dies er Grundsatz - frü-
her sprach man von .,standesgemäßem Unterhalt'? ") und
reihte den Anspruch hierauf unter die "wohlerworbenen
Rechte" des An. 129 13 WRV'6) - hat das BVerfG überaus
oft besch äftigt?"): dabei wurden reine Detailaspekte in Ver-
fassungsrang erhoben. so daß bereits von einer beamtenrecht-
lichen ,.Selbstbedienung" gesprochen werden konnte;")
Angesichts der mit solcher Ausuferung verbundenen Gefah-
ren für den Bestand des Grundsatze s an sich bleibt festzuhal-
ten, daß die ratic des Art. 33 V GG, das Allgemeininteresse
an der Erhaltung der Institution Berufsbeamtentum und der
Sicherung seiner Funkrion'"), keine swegs dahingefallen ist .
Wenn das Grundgesetz das Berufsbeamtenrum um des Staates
willen schützt. besser: eines funktional verstandenen Ge-
meinschaftsinteresses wegen 100). dann mag zwar das Alimen-
tationsprinzip im Lichte der heutigen Verfassungsordnung
neue Konturen aufweisen; entbehrlich oder überholt ist es
nicht.l'") Ansprüche aus dem Beamtenverhältnis stehen sich
noch immer. ja gerade im modernen Verwaltungsstaat " in
anderer Weise" gegenüber. als Leistung und Gegenleistung
im entgeltlichen Arbeits- oder Angestelltenvertrag miteinan-
der korrespondieren. l'P) Die Alimentation privilegiert den
Beamten nicht. weder von Rechts wegen noch in der Welt
wirts chaftlicher Tatsachen .t'") Grundlage für die Pflicht des
Dienstherrn, bestimmten Bediensteten (und deren Fam ilien)
lebenslang Unterhalt zu gewähren, ist eben die aus dem öf-
fentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältni s herrüh-
rende Verpflichtung des beamteten Dienstnehmers, seine
volle Arbeitskraft dauerhaft zur Verfügung zu stellen .1(4)Das
Eigentümliche des Beamtenverhältnisses liegt gerade darin ,
daß es die Beteiligten jeweils in umfassender Weise rechtlich
in Anspruch nimmt. lOS)Dam it wird dem Dienstrechtsgesetz-
geber aber nicht untersagt. Besoldung und Versorgung an der
Entwicklung der Arb eitseinkommen (auch) in der privaten
Wirtschaf t auszurichten. Wie sollt e er sonst ••richtige"
Gehälter finden können?I(6)
b) N icht jeder Beamt e - und Richter' ?") - kann sich auf die
hergebrachten Grundsätze des Art. 33 V GG berufen; die
Garantien dieser Vorschrift gelten prinzipiell'P") nur für Le-
benszeitbeamte.V'") Auf Referendare hat deshalb das BVerfG
das Alimentationsprinzip nicht angewandt; deren öffentlich-
rechtliches Dienstverhältnis sei allein zum Zwecke der Aus-
bildung und für die Dau er des Vorbereitungsdienstes begrün-
der.'!") Der Gesetzgeber dürfe jedoch einen Unterhaltsau-
schuß gewähren und bei seiner Bemessung auf Regeln zu-
rückgreifen. die dem beamtenrechtlichen Alimentations-
grundsatz (seit je) eigen sind."!") Dies ist denn auch in den
§§ 59ff. BBesG geschehen.
c) Eine nahezu allgemeine Auffas sung in Rechtsprechung' V)
und Lehre l13 ) ist mittlerweile längst über den N ormtext des
An. 33 V GG hinausgelan gt; im Gefolge eines BVerfG-Er-
kenntni sses gerade zur angemessenen Alimentation l14 ) wird
dem einzelnen Beamten ein subjektiver. gru ndrechtsähn-
licher Anspruch gegen den Staat zuerkannt , ein Abwehrrecht
gegen hoheitliche übergriffe in die durch hergebrachte
Grundsätze geschaffene persönliche Rechts srellung'V); die
Verletzung des Individualanspruchs kann selbständig mit der
Verfassungsbeschwerde gerügt werden.1 16 )
Eine überzeugende Begründung für solch erweiternde Inter-
pretation steht aus1 17 ); insbesondere erscheint es wenig folge-
richt ig, einerseits dem Ge setzgeber die .,Beachtung". nicht
bloß l 18 ) die "Berücksichti gung" gewisser besonders wesent-
licher Prinzipien aufzugeben - darunter auch die Sicherung
"'3) Summer/ Rometsch, ZBR 1981, 13-14 ; R . Summer, Gedanken zu den
" Besoldungsprivilegien" , ZBR 1984, 57 (60-61); BVerfGE 49, 260
(271-273).
94) D azu jetzt auch die Regensbu rger D iss. von R. Pannhausen, Das Alimen-
tationsprinzip im Beamten recht (1978) insbeso ndere 38- 116; vgl. ferner
W. Thiele, Alimentation - ein unabdingbares Merkmal des Berufsbeam-
tentums, ZBR 1963, 129-133; W. Wertenbruch, Alimentation s- oder
Lohntheorie im Beamtenrecht?, ebd. , 200 (202- 204).
"'S) S. etwa RGZ 38, 317 (320); 134, 1 (10).
%) Vgl. Anschütz, a.a.O. (N. 78) Art. 129/Anm . 3, 4 (592, 593- 595).
"') Übersiehebei LecheIer, AöR 1978, 366-372; Leibh olzlRinckJH esselber-
ger, a.a.O , (N. 74) An . 33/Anm. 9- 9c (608- 614); s. zuletz t BVerfGE 58,
76-79; 61, 56-58; 64, 378-380.
~) P. H aberle. VVdStRL 37 (1979) 288 (289); s. a. Thiele, DVBl, 1981,257.
......) So - unter H ervorhebun g der Entstehungsgeschichte der Vorschrift - zu-
erst BVerfG E 3, 58 (137) und 7, 155 (162- 163); für das Alimentationsprin-
zip s. insbesondere E 8, 16-1 7; 11, 203 (216-217); ebenso etwa Maunz,
in: Maunzl Dürig, a.a.O. (N . 18) Art . 33/Rdnr.48 (28); Stern, a.a.O.
(N. 21) 356.
1(0) Mau hey, in: von Mün ch, a.a .O. (N. 18) An . 33/ Rdnr . 29 (369); Schup-
pert, a.a.O . (N . 18) An. 33 Abs.4, 5/ Rdnr.56 (205).
101) Auch I. von Münch plädiert lediglich für ein Aufgeben des "Ausdrucks
Alimenrationsprinzip", erachtet hingegen dessen wesen tliche Inhal te als
hergebrachten Grundsatz i.S.v. Art. 33 V GG (Verfassungsrechtliche
G renzen einer Reform des öffentli chen Dienstrecht s, in : Studienkommis-
sion, a.a.O. (N. 17) 71, 157 und 158; ders. , a.a.O . [N . 19J 55); neuerdings
schlagen 5ummer/Rometsc h vor , von .. Besoldungsprinzip" zu sprechen
(ZBR 1981, 20). Weitergehend wohl Matth ey, in: von Mün ch, a.a.O.
(N. 18) Art . 33/Rdnr . 44 (378).
102) So BVerfGE 44, 264; Th iele, DVBI. 1981, 256; Wolff/Bachof, a.a.O .
(N .1 9) 475, 478-479.
10 3 ) Dies unterstreichen vornehmlich Merten (a.a.O. [N .41J 355 N .3 4) und
Thiele (D VBI. 1981, 254).
104) So BVeefGE 21, 345; 37, 167 (179); 39, 196 (200- 201); 55, 207 (241); s.
aber Lecheier, AöR 1978, 371.
lOS) BVerfGE 44, 264; vgl. ferner Wolff/ Bachof, a.a.O. (N. 19) 528-529,
546- 547.
106) Zutr. Zacher, VVdStRL 1979, 293; ahnlieh Summer/Rom etsch, ZBR
1981,11-12; Matthe y, in : von Münch , a.a.O. (N. 18) Art . 33/Rdnr. 44
(37).
101 ) So BVeefG E 12, 81 (87),326 (334); 15, 298 (302), u, Ö. Art. 33 V GG ent-
hält hingegen " nach Entstehungsgeschichte, Sinn und ZWeCk~k)eine insti-
tutio nelle Gara ntie des Berufssolda tentums" (43, 288 [334 ; s. a. Ls. 6
[ebd ., 289]), und " die vermö gensrecheliehen Ansprüche" ieser Perso-
nengruppe "werden nicht durch Art.33 Abs. 5 GG , sondern durch
An. 14 GG geschützt" (E 16, 94 [110-1 16), sowie Ls. 2). Vgl. nunm ehr
jedoch BVerfG E 65, 147-148, wonach " der Gese tzg eber auch bei Rege-
lun gen der Besoldu ng und Versorgung der Soldaten den G rundsatz ange·
messener Alimentation beachten" muß.
Illa) Kritisch zu BVerfGE 44, 262- 263 freilich Lecbeler, AöR 1978, 365-366.
109) Vgl. BVerfGE 9, 286; von . MangoldtlKlein, a.a.O. (N. 18) An .
33/A nm. VII .3. (816); Maunz, in: MaunzlDürig, a.a.O . (N . 18)
Art. 33/Rdnr. 65 (34); j ess, im Bonner Kom mentar , a.a .O. (N. 18)
Art . 33/Anm. II. 7.C) (7).
110) BVerfG E 33, 44 (50); ebenso Lecheier, AöR 1978, 366.
11 1) Ebd. , 50-51; s. a. OVG Mün ster , DVBI. 1975, 305 (307-308), mit (inso-
weit zustimmender) An m. von W.Etzrodt, ebd., 309 (310).
112) D as BVerfG ist sich des method isch nicht unbedenklichen Ve rgehens
(dazu F. Müller, Juristische Method ik (21976]1 53-156) durchaus bewußt
(vgl. E 43, 167).
113) Zu Recht kri tisch Matthey, in: von Münch, a.a.O. (N . 18) An. 33/Rdnr.
41,42 (376-378); ferner von Münch, a.a.O . (N . 19) 39-40.
114) E 8, I (17), unter Bezugnahm e auf E 6, 386 (387-388, zu An . 6 I GG) . S.
aber noch E 11, 299 (303) - wie zuvor E 3, 136; 7, 129 (150) - ; eindeutig
für ein grundrechtsähnliches Indiv idual recht erst E 12, 81 (Ls. 1, 2), 87,
seither sr. Rspr .
llS) Inzwischen scheint das BVerfG eher von einem "Teilhabe" -Recht aus-
zugehen (s. E 43, 167, und jetz t E 61, 63). •
tu') Bemerk enswerterweise ließ das BVerfG in E 12, 87-88, unerwähnt, daß
Art . 33 GG insgesamt in S90 BVerfGG (und nunmehr auch in Art . 93 I
N r, 4 a GG) als Maßstabsrecht genannt wird. Vormals waren sich beide
Senate darin einig (s. E 6,445 [448]; 8, I [li}), die Anführu ng des Verfas-
sungsartikels meine nicht die ganze Vorschrift, sondern nur diejenigen
Einzelbestimmungen, die " in ähnlicher Weise wie die üb rigen Art ikel des
G rundgesetz es, in die sie hier eingereiht sind, Indiv idu alrecht e garantie-
ren" . Art . 33 V GG könnte nun ohn e weiteres bloß als eine .. institutio-
nelle Gar antie des Berufsbeamtentums, . . . eine Strukturnorm innerhalb
eines staatsrechtlichen Organisatio nsstatus" verstanden werd en (vgl. die
abweichende Meinung Geigers zur Begrün dung von BVerfGE 36, 342 ff.:
ebd., 369 (370)).
111) überzeugende Kriti k bei Lecheler, AöR 1978, ,361-363; ebenso Schup-
pert , a.a.O . (N . t8) Art. 33 Abs.4, 5/Rdnr .69 (210-21 1).
118) Gegen diese U nterscheidung Maunz, in : Maunzl Dü rig, a.a.O . (N. 18)
An. 33/ Rdnr. 58 (32), für dessen Ans icht die Entstehungsgeschichte spre-
eines angemessenen Lebensunterhalts - , zum andern jedoch
"wohlerworbene Rechte" von Beamten nicht dem Schutz-
bereich des Art. 33 V GG zuzuordnen. U")
d) Der Wortlaut dieser Bestimmung vermag allerdings inso-
weit nicht außer acht gelassen zu werden, als dem Gesetzge-
ber nähere Regelungen des öffentlichen Dienstrechts aufge-
tragen sind'P'') , mithin auch die Entscheidung darüber, was
" angemessener Lebensunterhalt" sei. Die Legislative kann so
" die Struktur der Besoldungsordnung, .. . jederzeit pro
futuro ändern, insbesondere auch die Gehaltsbeträ ge . ..
kür zen . . ., solange sie nicht (schon) an der unteren Grenze
einer amtsangem essenen Alimentierung liegen" .121) Es gibt
weder einen hergebrachten Grundsatz, daß Beamten ein
Rechtsanspruch auf summenmäßig fest begrenztes Gehalt zu-
stehe' V) , noch eine verfasung skräftige Gewährleistung, der
einmal erreichte vermögensrechtliche Besitzstand müsse er-
halten bleiben. "')
chen dürf te (dazu Mayer, a.a.O. lN . 18] 184-1 85; Stern, e.a. O. (N .2)
200-201; j ess, im Bonner Kommentar, a.a.O. [N .1 8l Art . 33/A nm. I
(3» .
119) S. bereits oben, bei N . 95, 96; ferner D ie, a.a.O. (N . 18) 596-598. Zum
Verh ähnis von wohlerworbenen Rechten und Geha lt s. auch schon RFHE
28, 208 (209-211).
120) So auch die ..Minimal" -Auffassung, wie sie bereit s von BGHZ 9, 322
(325- 327) zurückgewiesen wur de (vgl. von Mangoldtl Klein, a.a.O.
[N. 18] Art. 33/A nm. 1I.2.c) (799-800); s. ferner Die, a.a.O . (N. 18) 564;
Maunz, in: Maunz/Dürig, a.a.O . (N .1 8) An. 33/Rdnr. 78-80 (40- 42).
111) BVerfGE 44, 263; ebenso bereits UIe, a.a.O . (N . 18) 593; j ess, im Bonner
Kom mentar, a.a.O. (N.18) Art. 33/Anm. 11.7. d) (8); Maun z, in :
Maunz/Dürig, a.a.O. (N. 18) An. 33/ Rdnr. 69 (37).
122) So bereits BVerfGE 8, 12-14 .
123) Vgl. BVerfGE 8, 332 (342-343); 15, 167 (198- 199); 44, 263. Zum Erfor-
dernis der Besitzstandswahrung s.a. BVerfG E 64, 379.
IU) Lecheler, AöR 1978, 370- 371.
115) Eingehend begründet in BVerfGE 16, 94 (112- 116); s. zuletzt E 61,
56- 57 und 63.
126) S. bereits BVerfGE 8, 26, sowie E 21, 344-345.
121) BVerfGE 8,1 3 (ohne Ne nnung von An. 14 GG); vgl. früher schon E 3, 58
(153), 288 (342); 4, 219 (292- 243); sowie E 8,332 (360). S. aber BVerfGE
16, 115- 116, zur nähere n Bestimmu ng der gerade dem Beamten geschul-
deten ..Fürsorge" : Dem ..Anspruch auf standesgemäßen ( !) Unter-
halt .... würd e die Eigentumsgarantie durchaus gerecht, sie könnte sogar
gefordert sein" (ebd ., 116); ebenso jetzt BVerfGE 65,147.
128) S. erwa O . Kimminich, Bonne r Komm entar, Drinbearb . zu An. 14 GG
(1976) 65- 65 (Rdnr.73); Maunz, in : Maunz/ Dürig, a.a.O. (N . 18)
Art. 14/ Rdnr. 38 (25-26); W. Thiele, Ist die Eigent umsgarantie des
An . 14 GG auf die vermögensrechtl ichen Ansprü che der Beamten und
versorgun gsempfange- anwendbar}, DVBI. 1984, 175 (179); vgl. auch
Y. H angartner, Grundzüge des schweizerischen Staatsrechts n (1982) 158.
129) BVerfGE 21, 344; ebenso Thiele, DVBI. 1981,256.
130) Vgl. Summer/Rometsch, ZBR 1981, 10, 17; ebenso BVerfG E 21, 345; 61,
56-57 (..durch seine Dienstleistung erwo rbenc(s) Recht des Beamten auf
angemessenen Lebensunt erhalt" ).
130 R) Instruktiv hierzu D. von Richth ofenlW. Pippke, Berufsetho s im öffent-
lichen Dienst - Vom Verdienen zum Dienen?, VerwRdschau 1984,
109-112.
131) So BayVerfGH E 5, 166(195), und im Anschluß hieran BVerfG E 3, 153; s.
ferner etwa E 38, 1 (21).
131 ) Zutr. Lecheler, AöR 1978, 370, insbesondere N. 160a ; Thicle, DVBI.
1984, 179.
14-4) S. etwa Ule, a.a.O. (N. 18) 638-639; von MangoldtlKlein, a.a.O. (N. 18)
Art . 33/Anm. II.3 .e) (802-803); aber auch Maunz, in: Maunz /Dürig,
a.a.O. (N . 18) An. 33/Rdnr. 82 (42); D. C . Dicke, in : I. von Münch, GG -
Kommentar, Bd. I e 1981) An. 14/ Rdnr . 22 (579).
134) Zu diesem Kriterium insbesondere Maunz , in: Maunz/Dü rig, a.a.O.
(N . 18) An . H /Rdnr. 38 (26); Dicke, in: von Miinch, a.a.O. (vorige N.)
An. H /Rd nr .20 (577-578).
IH) SOBVerfGE 9, 305(327); vgl. hierzu jetzt auch B. B. Gemper, Grundsätze
für die O rdnung von Währung und Wirtschaft in der Bund esrepubl ik
Deutschland und in der Schweiz, WuR 1983, 1 (8- 10), sowie E. Benda,
Geld und Währung in der Rechtsprechung des Bundesverfassungs ge-
richts, Bank 1983, 452 (453).
136) E 44, 264- 265.
137 ) Vgl. vornehmlich BVerfG E 16, 115- 116; 21, 344; 39, 200-202.
138) BVerfGE 44, 265.
139) Ebd .
140) S. bereits BVerfGE I, 97 (105); BVerwG E I , 159 (162); ferner Dürig, in :
Maun z/Dürig, a.a.O. (N. 18) An .I /Rd nr . 43-44 (22), Art .2
Abs.II1Rdnr.27 (93); Scholz, ebd., An. 121Rdnr .4 3 (49).
14 1) So S 9 SGB I; S t il BSH G.
Damit freilich könnte sich die , was die Behandlung von Ali-
mentationsfragen angeht, durchaus beamtenfreundliche Hal-
tung des BVerfG als Danaergeschenk'P") entpuppen: Eine
dem Eigentumsschutz ähnliche Gewährleistung ist nach .
Karlsruher Judikatur nur für den Kern des beamtenrecht-
lichen Besoldungs- und Versorgungsanspruchs anzuneh-
men 125) ; der Gesetzgeber dürfe lediglich eine unterste Grenze
auf keinen Fall unterschreiten. P ") Zur Begründung hieß es
(im Jahre 1958), " eine Eigentumsgarantie (könne) dem We-
sen öffentlich-rechtlicher Geldforderungen, die auf einer
Fürsorgepflicht des Gemeinwesens beruhen, in der Regel
nicht gerecht werden" .127) An sich erfüllten aber die Ansprü-
che des Beamten auf (D ienst-)Bezüge die Voraussetzungen,
unter denen auch öffentlich-rechtliche Forderungen dem
Normbereich des Art. 14 GG unrerfallen'P"): ist die Beam-
tenbesoldung auch "kein Entgelt im Sinne einer Entlohnung
für konkrete Dienstev'P"), so erbringt doch der Amtsinhaber
eine Leistung, er "erdient" sein Gehaltt3°) - zumindest sollte
dies so sein .13oa)
Die Vorstellung, Art. 33 V GG sei in bezug auf vermögens-
rechtliche An sprüche der Beamten die speziellere Regelung
gegenüber Art . 1413 1) , gehe dieser Norm vor, kann daher
nicht in der Weise gerechtfertigt werden, daß kein Unter-
schied im Schutzumfang besteh e.W) Im Schrifttum findet
sich denn auch die Ansicht von einem Nebeneinander beider
Regelungen.W)
e) Selbst im Lichte der grundgesetzlichen Eigentu msverbür-
gung verblieben Gehaltskürzungen allerdings grundsätzlich
innerhalb der gesetzgeberischen Gestaltungsbefugnisse, ins-
besondere, soweit noch keine Fälligkeit eingetreten ist.134 )
Gleichwohl- und hierin ist dem BVerfG vollinhaltlich beizu-
pflichten - ist "die vom Dienstherrn nach Maßgabe der Ver-
fassung geschuldete Alimentierung nicht eine dem Umfang
nach beliebig variable Größe" . Sie "läßt . . sich (nicht) ein-
fach nach den,wirtschaftlichen Möglichkeiten' der öffentli-
chen Hand bemessen", ebensowenig "nach den politischen
Dringlichkeitsbewertungen hinsichtlich der verschiedenen
vom Staat zu erfüllenden Aufgaben" - dazu zählt freilich auch
die (rechtliche) Verpflichtung des Gemeinwesens zur Sorge
. " für ein geordnetes Währungs- und Geldwesen"135)-;
schließlich sei angemessene Besoldung (und Versorgung)
auch nicht unmittelbar bezogen auf den " Umfang der Bemü-
hungen um Verwirklichung des allgemeinen Sozialstaatsprin-
zips" .136)
aa) Eine rechtliche Präzisierung des verfassungsgemäßen
Gehaltsrahmens muß in erst er Linie durch Abgrenzung zu
anderen Formen staatlicher Fürsorge erfolgen'P"): Ein Ver-
gleich mit sozialrechtlichen Leistungen wird freilich nur in-
soweit zulässig sein, als hier aus der Verschiedenheit der Ziel-
setzungen zu schließen ist, " die Alimentation des Beamten
und seiner Familie (sei) etwas anderes und Eindeutigeres als
(die) staatliche Hilfe zur Erhaltung eines Mindeststandards
sozialer Sicherung(,) eines sozialen Standardsv. P") Die un-
ter(st)e Grenze der Bezüge muß daher so angesetzt werden,
daß die verfügbaren Geldmittel zu mehr ausre ichen als ledig-
lich zur Befriedigung der menschlichen " Grundbedürfnisse
nach Nahrung, Kleidung und Unterkunftv .P") Wenn sogar
die Sozialhilfe - nach dem Willen nicht etwa bloß des ein-
fachen Gesetzgebers, sondern dem der Konstituantev'") -
dem Bedürftigen die " Führung eines menschenwürdigen Le-
bens sicher(n)" SO]]141 ), dann ist es dem Besoldungsgeseezge-
ber verfassungskräftig verwehrt, "angemessene" Alimentie-
rung mit " bescheidenem" , wenn nicht gar "ärmlichem"
j
I
Auskommen gleichz usetzen. v'P) Dabei bliebe im übrigen
auch nichts mehr vom Ausgangspunkt des besonderen
Dienst- und Fiirsorgeverhaltnisses, daß es nämlich zunächst
auf das Amt eines Beamten ankomme und allenfalls sekundär
auf seinen Unrerhaltsbedarf.V")
bb) Gegenüber der Bemessung der Arbeitslosenunterstüt-
zung läßt sich eine ähnl iche Grenzziehung vornehme n: Die
Legislative hat bei der Konkretisierung der angemessenen Be-
amtengehälter zu berücksichtigen, daß "zu den Bedürfnis-
sen, die der arbeitende (!) Mensch soll befriedigen kön-
nen"144). nicht zuletzt "ein Minimum an .Lebenskomfort'
gehört" , auch hier ist mehr als bloß,.wirtschaftliche Siche-
rung" - wie bei Arbeitslosigkeit'r") - geschuldet.
ce) Das BVerfG hebt allerdings hervor. nur anhand des Net-
toeinkommens - nach Abzug von Steuern also - lasse sich be-
urteilen, ob die Dienst-(einschl. der Versorgungs-)Bezüge
(noch) ausreichend seien146); mag diese Feststellung noch zu
billigen sein, so begegnet doc h die Folger ung Bedenken, der
Gesetzgeber dürfe diesem Verfassungsgebot auch durch steu -
errechtliche Vorkehrungen Genüge tu n. Ein Grund für eine
fiskalische Sonderbehandlung von Beamten ist nicht ersieht-
lich.v'") Daher erscheint die vom Gericht genannte Alter-
nat ive als einzige Gestaltungsmöglichkeit : Die Bruttobezüge
sind so hoch anz usetzen, daß bei Anwendung des allgemeinen
(Einkommen-)Steuerrechts der amtsangemessene (Familien-
bezogene) Unterhalt gewährleistet bleibt.148)
f) aa) Vornehmlich im Steuerrecht, aber auch bei der Bemes-
sung der Beamten-Alimentierung richtet sich der Gesetz-
geber hier zulande bisher am Nominalismus, dem Nenn-
wertprinaip, aus .149) Der Grundsatz Mark = Mark ist ein
tragendes Ordnungsprinzip des Währungswesens wie der
staatlichen Haushalts- und Wirtschaftspolitik.150) Die
Nic htberücksichtigung der Ge ldentwertung nun wirkt sich in
besonderem Maße bei der Besteuerung der Einkünfte aus
nichtselbständiger Arbeit aus151); diese umfaßt alle Lohner-
höhungen, auch soweit sie nur die Inflation ausgleichen und
keine reale Einkommenssteigerung herbeiführen. Die fiskali-
sche Belastung wächst überdies wegen des progressiven
Steuertarifs überproportional . auch wenn nur nominal hö -
here Löhne und Gehälter gezahlt werden.152) Trotzdem wird
zumindest bei der gegenwärtigen Lage der Dinge - monatli-
che Inflationsrate von knapp 3% 153) - keine Verpflichtung
des Gesetzgebers aus der Verfassung hergele itet werden kön-
nen, daß der Geldwertschwund bei der Bestimmung der an-
gemessenen Alimentation etwa durch eine Indexierung der
Bezüge zu berücksichtigen sei.1S4)
bb) Zwar wäre auch der Valorismus nach dem Grundgesetz
eine mögliche Gestaltungsform volkswirtschaftlicher Vor-
gänge und Abläufe .1SS) Es ist aber die ureigenste Sache des
Gesetzgebers, die ersichtlichen Auswirkungen einer Index-
bindung auf die Inflationsbekämpfung zu bedenken, zwi-
schen den Vor- und Nachteilen der einen oder anderen
Lösung abzuwägen und eine sachgerechte Entscheidung zu
treffe n. 1S6) Solange sie die rechtlichen und ökonomischen
Probleme nicht offensichtlich falsch beurteilt. bewegt sich die
Legislative im Rahmen ihrer verfass ungsmäßigen Ge-
staltungsspielräume.P")
ce) Selbst wenn schließ lich in der inflationsbedingten Ent-
wertung von Geldforderu ngen eine Verletzung des Eigen-
tumsgrundrechts liegen könnte':") , so besteht doch auf kei-
nen Fall ein Anspruch darauf. daß der Staat einen Ausgleich
der Kaufkrafteinbuße gerade durc h bestimmte einzelne Maß-
nahmen herbeiführt, sei dies nun ein Verzicht auf Steuerein-
nahmen ode r eine Indexierung der Beamrengehälter.P")
g) Mithin ist nach der geltenden Verfassungsrechtslage ein
zwar differenzierter, in der Sache freilich hinter vertragsför-
migen Gewährleistungen zurückbleibender Schutz vor Ge-
haltskürzungen gegeben. Der Gesetzgeber darf lediglich eine
vornehmlich nach allgemeinen Gesichtspunkten zu ziehende ,
Grenze nicht unterschreiten .160) Diese ist aber nicht schon
dann erreicht, wenn bei allen beamteten Gehaltsempfängern
eine reale Einkommenseinbuße eintritt. 161) Insbesondere so-
zialstaatlich legitimierte Gewährleistungen. die nach Maß-
gabe des Alimentationsprinzips nicht notwendig waren'V),
können bis auf ein Mindestmaß zurückgenommen werden:
So genießen etwa das 13. Monatsgehalt. Leistungszulagen
oder Urlaubsgeld nicht den Schutz des Art. 33 V GG' 63), und
"") Nicht unbedenklich BVerfG E 26, 141 (t 57- 158); 31, 94 (98); s. ferner
E 58, 79- 80.
1.3) Deutlich hierzu BVerfGE 39, 202-203; 58, 77-78; 61, 57; 63, 152 (169).
I •• ) Di e Fo rmulierung findet sich gleicher maßen in BVerfG E H , 266 und in
E 58, 77.
I.S) Vgl. S3 11Nr. 4 SGB I; allgemein hierzu etwaB VerfGE 51,115 (124- 125) ;
63, 255 (262); sowie Schole, in : Maunz/Dürig, a.a.O . (N .1 8)
Art. 12/Rdnr . 43 (49).
1. 6) E 44, 266 .
..,' ) Hierau f geht Merten (a.a.O . (N .2] 13) nicht naher ein; wie im Text dage-
gen Isensee, a.a.O. (N . 28) 1187. Zum Gebot der Steu ergerechtigkeit aus
Art . 3 I G G s. zuletz t BVerfG E 61, 319 (343-344).
I.S ) SO dürfte wohl auch BVerfGE 58, 78 zu verste hen sein.
W~) Vgl. BVerfGE 50, 57 (92 - 93); dazu auch W. Stürz el, D as Mark-g leich-
Mark -P rinzip und unsere Wirtschahsor dnu ng (1979) 31-62 (kri tisch dazu
aber W. Steuer, KuK 16 [1983]147-148); F. A. Mann, The Legal Aspe ct of
Money (· 1982) 80 - 102; W . Braun, Vertragliche Geldwert sicherung im
grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehr (1982) 21-23; sowie R. H .
Weber, Da s Geld in einem sich wandelnd en v erm ögensreche. ZSR 100 I
(1981) 165 (173- 184), und B. B. Gem per, Die Interpretation des N omi-
nalwertprin zip s in der Bundesrepublik Deutschlan d und in der Schw eiz,
Ar ch. Schw. Abg. R. 51 (1982) 161 (162- 166).
UO) SOauch F. A . Mann , Gel de ntwert ung un d Recht, NJ W 1974, 1297 (1300);
BVerwGE 41, 1 (5); Bend a, Bank 1983, 454-455; H . Beisse, Geldemwer-
tung und Steuer, in : W . Schm idt -Hüber /R. Wasserm ann (H rsg.) , Ju stiz
und Recht (1983) 131 (140 - 141); insow eit auch K. Krö ger , Verfassung s-
widrige Besteuerung von Kapitalzins en in der Infl at ion, N JW 1974, 2305
(- 2308).
"") Z utr. BVerfGE 50, 96.
Ul) Ebd. , vgl. auch BFH N JW 1974, 2330 (2331), un te r Bezugnahm e auf das
j ahr esgutachten 1969/ 70 des Sachversrandigenrats (Tz . 80-84). Art . 41k •
V 2 der eidgenös sischen Bundesverfassung schreibt einen periodischen
Ausg leich der Folgen solch " kalte r Progression " vor; dazu insbesondere
P. Gurtner, Kalte Progression, Best euerung 'Von Scheineinko mmen und
" Inflationss teuer" , Arch . Schw. Abg . R. 50 (1981) 112-137.
I S3) S. die Mon arsb ericht e der Deut schen Bunde sbank, Statistischer Teil, VIII.
(Allgemeine Konjunkrutlage), 7. (P reise) .
" ") Vgl. et wa Maunz, in : Maun z/Dürig, a.a.O. (N. 18) Art. 14/Rdnr. 52 (31);
Dicke, in : von Münch , a.a.O . (N. 133) An. 14/Rdnr. 73 (601- 622); fern er
Merten, a.a. O . (N. 2) 10; Mann, NJ W 1974, 1301; Gemper, Arch . Schw.
Abg . R. 1982, 171.
ISS) Kröger, NJW 1974, 2305 ; auch das BVerfG te ilt offenba r diese An sicht (so
E 50, 78, 92 u.ö.); vgl. auch Benda, Bank 1983, 455; Beisse, a.a.O.
(N. 150) 141.
IS6) SOim An schluß an BVerfGE 37, 1(20) BVerfGE 50,102. Im Schrifttum
findet sich jedoch auch die Auffassung, wonach eine Einzelfallkorrektur
des Nominalwertprinzips du rch Ge richte zulissig sei (s. et wa H .] . Papi er,
Rechtsproblem e der Inflation, JuS 1974, 477 (48t- 483); dageg en freilich
Gemp er , Arch. Schw. Abg . R. 1982, 176-178).
U1) Kritisch zur Argumentatio n des BVerfG K. Vogel, N JW 1979,
1158-1159; Beisse, a.a.O. (N. 150) 146-147.
ISS ) Hierzu vor allem H . J. Papi er, Eigentu msgarantie und Geldentwertung,
AöR 98 (1973) 528 (540- 553) ; aber auch Web er, ZSR 1981 I, 185-187;
Gernper. Arch . Schw . Abg . R. 1982, 170-171; Beisse, a.a. O. (N. 150)
147.
U9) Vgl. Weber, ZSR 1981 I, 189; ebenso das BVerf G (E 50, 107); ausdrück-
lich zusti mmend Gemper, Arch. Schw. Abg. R. 1982, 174.
160 ) Für ihren Verlauf kann allerdings aus Art . 115 GG schwerlich N äheres
hergeleitet werden; Kredit(aufnahme)begrenzungen hiernach richten sich
stets und zuv ördesr am Begriff des gesamtwirtschaftlichen Gleichg ewichts
aus (I 2 2. H s. i.V.m. Art . 10911 G G; s. M . Wiebel , im Bonner Kommen-
tar, Zweitbearb. von Art . 115/ Rd nr . 97 (39]) , beziehen sich aber keines-
wegs auf bestimmte, etwa Per sonal-Ausgaben und bewirken auch nicht
ein e Verpflichtung, die so vereinnahm ten Mittel auszugeben (Maunz, in :
Maunz/Dürig, a.a.O. [N .18] Art. 115/Rdnr. 18 [12 - 13» .
161 ) Insoweit mögen hier die Erwägungen zu r eigentu msverletzenden Besteu e-
rung herangezogen werd en können (vgl. nur Kimmini ch, im Bonner
Kommentar [a.a.O., N .128) Art .14/Rdnr. 60. 61 (55-56), 67 [60]) .
lU) Vgl. die Unt erscheid ung bei Lecheler, AöR 1978, 372; ahnlieh Sum-
mer /Rometsch, ZBR 1981, 14.
16 3 ) BVerfGE H , 263; Thlele, DVBI. 1981, 255.
hinsichtlich der Beihilfe gehen insoweit die Meinungen von
BVerfGl 64) , BVerwGI6S) und BGH16S) ause inander.P")
Der Alimentationsgrundsatz ,.liefert einen Maßstabsbegriff,
der jeweils den Zeitverhältnissen gemäß zu konkretisieren
ist" .168) Das BVerfG hat diesen Bezug betont in einem Er-
ken ntnis, das den Beamten zugute kam ; es kann aber nicht
zweifelhaft sein , daß dies Kriterium auch für schlechte(re)
Zeiten gilt. 169)
1600 ) Ebd . (vor ige N .), so wie E 58, 77-79; 63. 168-169 ; s. a. U .Battis. Neue
Recht spr echung des Bundes verfassun gsgerichts zu m Beamtenr echt. ZBR
1982, 166 (168).
16~) S. etwa ZBR 1980, 349 (351); dazu H . j. Becker, Aus der neueren Rechts-
prechung des Bund esverw altun gsgerichts zum öffentlichen Di enstrecht -
Entwicklung und Schwe rpunkte, ZBR 1982, 258 (259); ferne r BVerwG,
DVBI. 1984, 963f.
166) ZBR 1958. 246-247; BGHZ 10, 295 (298- 300); vgl. auch W. Wiese, Be-
amtenrec ht (1979) 170.
16 7) Zur Kür zung der Beihilfe um einen Abzugsbetrag s. nunmehr auch VGH
Baden -Würt tembe rg, VBlBW 1983, 250 (251- 252); fern er W. Leisner ,
Die beabsichtigte N euo rdnung des Beihi lferechts - 1983, ZBR 1983,
141-14 9.
11>3) BVerfGE 44, 266.
169) H ervorgeh oben in BVerfG E 61, 63; ebenso Maunz, in: Maunz /Dürig,
a.a.O. (N . 18) Art . 33/ Rdnr. 69 (37); Barris, NJW 1984, 1333.
H0) Vgl. Stern , a.a. O . (N. 2) 202 - 206.
171) Dazu vornehmlich B.-O . Bryd e, in: vo n Münch , a.a.O . (N .5 4)
Art . 79/R dnr. 36 (235); Maunz , in : Maunz/Dürig, a.a.O . (N. 18)
An.79 /Rdnr,42 (17).
In ) Zur Frage der Abänderb arkeit des An. 79 111 GG s. zum einen Beyde, in:
von Münch, a.a .O. (N.54) Art . 79/Rdnr.27 (228- 229); zum andern
Maunz , in : Maunz/Dürig, a.a.O. (N . 18) Art. 79/ Rdnr. 50 (20).
173) Die U nterscheidung von " Inter-" und ., Supranationalen Organisationen "
hat für die Regelung der Di enstverhältnis se keine Bedeutung.
174) So M. B. Akehurst, The Law Go vern ing Employment in International
Organiz ation s (1967) 3; s. ferner Plantey, a.a. O. (N . 7) 18; sowie bereits
G .Dahm. Völkerrecht 1I (1961) 78 - 79.
175 ) Vgl. G . Langrod. Der intern ation ale öffentliche Dienst und die Perspekti-
ven seiner künftigen Entw icklung, Ps. Ule (1977) 543 (546-547); H . G.
Schmermers, Internation al Instit utional Law I (1972) 202 -203.
17 6) Wie hier H . j. Hahn, Einführung in die typischen Elemente des Dienst-
rechts der intern ationalen Einri chtungen, in: J . H . Kaiser/ F. Mayer/ C. H .
Ule, Recht und System des öffe ntlichen Dien stes in den internationalen
und üb ernational en Organisati on en. Studienkommission . . ., a.a.O.
(N. 17) IV, 25 (27- 32).
17 7) S. a. zum VNO-Dienstrechtskreis J .-D . Busch, Das Dienstr echt der Ver-
einten N ationen (1981) 26- 27; dens.• Das Dienstrecht der Internatio nalen
Atomenergie-Organisation, in: Kaiser/M ayer/Vle. a.a.O. (vo rige N .) 105
(108-1I 4); ferne r Plantey, a.a. O. (N. 7) 43 -49; Vierneisel, a.a.O. (1984)
5-17.
178 ) Plantey , a.a .O. (N. 7) 64-65; hierzu generell etwa I. Seidl-Hohenveldern ,
Das Recht der Internationalen O rganisationen einschlie ßlich der Suprana-
tional en Gemeinschaften e 1979) 137-142 (Rdnr. H 02-tlI8).
178 _) S. z, B. N r. 1.3. der E.S.A. Staff Regulat ions (" Verw altungs- und Ei-
nanzausschuß" ).
179 ) Plantey, a.a.O. (N . 7) 65- 66; Akehurst, a.a.O. (N. 174) 41-44; ferner
Scherm ers, a.a. O. (N . 175) 172.
1110) H ahn, a.a.O . (N. 176) 33- 34; s.a. G. Langrod . La fo nct io n publique
int ernationale (1963) 323- 334. Zu weit eren Details hinsi chtli ch des EG-
Bereichs s. D . Rogalla , Dienstrecht der Europäi schen Gemein schaften
(1981) 43-44 , 57.
1111) Zur OECD beispielsweise s. H . J. H ahn, Das Dien str echt der Organisa-
tion für Winschaft liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) , in:
Kaiser/M ayer/Ule, a.a. O . (N. 176) 159 (171- 172); H ahn /W eber, a.a .Q.
(N. 7) 150-151; zur EG DiRogalla, Beamtenmitsprache im Ne uner-
Europa (1978) 144-151 , 161-1 68.
1112) Vgl. Hahn/Weber, a.a. O . (N . 7) 152-153 (zur O EC D); M. Sehr öder.
Zwischenbilanz zum Streikrecht der Euro päischen Beamten . .. , ZBR
1984, 1-5; Plante y, a.a. O , (N.7) 150-156; Scherme rs, a.a. O. (N . 175)
219- 220; ferner A. Weber. D ie Grundrechte im europäischen Beamten-
recht, ZBR 1978, 326 (330-33 1).
183 ) Zu diesbezüg lichen Differenzierungen s. H . Kitschenberg , Grundz üge
des Dienstrecht s der intern ationalen Organisationen. ZBR 1980, 334 (335,
336, 338).
1 8~) S. hierzu Akehurst, a.a.O. (N . 174) 34; Plant ey, a.a .O. (N. 7) 84; zur
OE CD auch H ahn/Weber , a.a. O. (N. 7) 145.
1 8~ ) Übersiehe bei Plant ey , a.a.O. (N . 7) 82 - 86; s. a. D . Ruzie, La conditio n
juridique des fonctionnaires inte rnationaux, J .D .I. (C lunet) 105 (1978)
868 (869-870); G. Vand ersanden, Le recrueement des fonctionnai res et
agents dans les orga nisatio ns internation ales, ].D.L (Clonet) 109 (1982)
660 (661- 663); L. Dub ouis, La condition juridiqu e des agents internario-
naux, Rappon introductif du Colloq ue (S.F .D .L) sur " Les agents inter-
nationaux", Aix-en-P rovence - 24 -26 Mai 1984, Typoskript, 35-37.
1 1I~) Wesentlich e Bedeutung hat allerdings die Gewährleistung der Unabhän-
gigkeit internationaler Bedienstete r gegenüber der Regierung ihres H ei-
matstaates wie auch gegenüber weiteren organisationsfremden Stellen (s.
H ahn , a.a.O. [N .176] 41-42; D .Ruzie, Les fonc rionnaires inrematio-
naux [19.1°] 8-1 8).
4. Ein verfass ungsändernder Gesetzgeber könnte im übrigen
hier nicht allzuviel anders regeln. Zwar ist Art. 33 GG insge-
samt allenfalls mittelbar über die Art. 1 und 20 in das abso lute
Verbot des Art . 79 III GG aufge nommen170); Menschenwür-
de, Gleichheits- '?"), Rechts- und Sozialstaatsprinzip vermö-
gen aber auch durch parlamentarische Mehrheiten nicht be-
rührt zu werden.P'') Solange also die - nur durch Art. 146
GG relativierte - "Ewigkeitsgarantie " für die heutige Verfas -
sung gilt, brauchen Beamte von Rechts wegen nicht sonder-
lich um ihr Auskommen zu fürchten .
v.
Parallelen und Besonderheiten Im Internationalen
DIenstrecht
1, Bereits das BBesG selbs t schlägt in § 8 eine Brüc ke zum
Dienst bei zwischen - un d überstaatlichen Einrichtungen 173),
Internationalen oder genauer: intergouvernementalen Orga-
nisationen, und ebenso geschieht dies in § 56 Beamren'vG.
Damit nahm auch de r deutsche Beamtenrechtsgesetzgeber
Kenntnis von einem der auffälligsten Züge der Entwicklung
internationalen Rechts im 20. Jahrhundert, der rapiden Aus-
dehnung zwischenstaatlicher Verbände nämlich.174 ) Nicht
nur ihre Zahl wuchs, sondern auch ihre Aufgaben un d Befug-
nisse nahmen zu .
Da aber internationale Organisationen wie alle juristischen
Perso nen nur durc h menschliche Amtswalter handeln kön-
nen , ist es kau m verwunderlich, daß zugleich die Zahl ihrer
Beschäftigten expandierte: Die Bediens teten des Völkerbunds
gingen noch in die Hunderte, das Personal von Vereinten
Nationen oder Europäischen Gemeinschaften zählt bereits
etliche rausend.V")
De nnoch erscheint es nu r auf den ersten Blick als kü hnes
Unterfangen, von dem Dienstrecht der internationalen Ein-
richtungen zu sp rechen.V") Trotz der Verschiedenh eit der
staate nve rba ndliehen Funktionen und der damit verb unde-
nen Ind ividualität international-beamtenrechtlicher Rege-
lungskomplexe kennzeichnet deren Entwicklung ein Trend
zur Typisierung, es entstehen gewissermaßen Dienstrechts-
Familien, nicht zuletzt auf regionalen Ebenen-?"), und diese
Feststellung trifft auch und gerade die Vermögenskompo-
nente der Beschäftigungsverhältnisse.
2. Bei allen D ivergenzen im Detail findet sich hierbei regel-
mäßig eine Zuständigkeitsaufteilung in bezug auf den Erlaß
beamtenrechtlicher Vorschriften : Die grundsätzliche Gestal-
tung des Personalwesens ist Sache des Hauptorgans . zusam-
mengesetzt aus Vertretern aller Mirgl iedss taaten'J''); Ausfüh-
ru ngsbestimmu ngen ergehen teils durc h ein engeres Gre-
mium, meist ein Hilfsorgan des Rates I78a), teils durch den
Generalsekretär, den Leiter der Administration. 179) Dieser ist
allein kompetent für den Vollzug dienstrech tlicher Nor-
men. 180) Ähnlich wie im Recht der Bundesrepublik gib t es in
Personalangelegenheiten keine Mitbestimmung, sondern nu r
gewisse Mi twi rk ungsrechte der Bedienstetenvereinigu n-
gen181); Regeln über ein Streikrecht feh len zumeist, die Praxis
ist hier recht uneinheitlich. P").
Auf Dauer angelegte Beschaftigungsverhältnisse'P") werden
teils durch Vertrag, teils - und diese Art der Ans tellungsbe-
gründung gewinnt offenbar langsam die Oberhand l 8 4 ) -
durc h einsei tigen Akt der Organisation ins Leben gerufen.18S)
De r Inhalt der allgemeine n D ienstpflic hten wie auch die
Folgen von Verstößen hiergegen un terscheiden sich nich t
gru nd legend von entsprechenden Normen innerstaatlichen
Rechts .P"} D urc hweg können belastende Personal- und Dis-
ziplinarentscheide organisationsintern'P"), meist auch vor
einer verwaltungsgerichtlichen Verbandsinstan z angefochten
werden.188) Auf diesem Wege können sogar Normen des
Staatengemeinschaftsrechts auf ihre Vereinbarkeit mit höh er-
rangigen Bestimmungen überp rüft werden.189)
Die Rechtswirklichk eit belegt freilich, daß auch unbefristete
Dienstverh ältn isse, ständige Anstellungen vielfältigen Ein-
brüchen juristisch ungebundenen Zweckmäßigkeitssrrebens
ausgesetzt sind.190) Die Befugnis der leitenden O rgane, durch
Streichen oder inhaltliches Aushöhlen von Planstellen deren
Inhaber schlicht ihrer bisherigen Position zu berauben, wird
durch den "gold enen H ändedruck" einer Abfindung nur
manchmal und ungenü gend gemildert ;"") In dieser Hinsicht
bleibt noch ein weiter Weg bis zur Stetigkeit des deutschen
Beamtenstatus zurüc kz ulegen.
3. a) Wenn in der öffe ntlichen Meinung üb erhaupt Vorstel-
lungen über international e Bedienstete verbreitet sind, so
wohl vorab die, alle " Eurokraten" etc. würden überdurch-
schnittlich gut bezahlt.192) Da bei handelt es sich freilich eher
um ein Vorurteil: Ein Vergleich der Gehälter müßte zumin-
dest in Betracht ziehen, daß typischerweise im intergouver-
nementalen Dienst erhöhte Unkosten und Risiken zu gewär-
tigen sind, insonderheit im Bereich der Altersversorgungv" ),
aber auch durch währungs- und devi senrechtliche Maßnah-
men des Sitz-Staatesl 94) sowie ganz allgemein in Gestalt mat e-
rieller Einbußen, die eine En tfremdung von der Heimat scho n
auf mittl ere Sicht bringen wird .v" )
b) Auch die Besoldungs- un d - wenngleich ihrer N atu r ge-
mäß in gerin gere r Weisel 96) - die Versorgungsansprüche in-
ternational er Am tswalt er setzen sich aus mehreren Rege-
lungselementen zusammen, von denen allerdings das G rund-
salär durchweg am schwersten wiegt'?"); daneben sind üblich
vor allem Auslandszulage (" expatriation allowance")198),
aber auch weitere Beigaben, nicht zuletz t zu m Zwecke des
Teuerungsausgleichs .V") Berü cksichtigt wird zudem der Fa~
milieustand des Funktionsträgers.200) Bemessungsgrundlage
der Bezüge bilden zum einen der Dienstgrad, zum andern die
Dienstzeit bei der Organisatio n; Oeschlechr'?'}, Lebensalter
und auch die individuelle Leistung des Bediensteten sind in-
soweit ohne Belani o2 ) , Vor- und Au sbildung werden zu-
meist (nur) bei der Einstellung zu Rate gezogen .2 03) D ie Idee
funktionsgerechter Bezahlung findet sich nur teilweise reali-
sierr04 ) ; vornehmlich bei Beförderungen gewinnt aber auch
das Leistungsprinzip Bedeurung.P'P)
Durchaus ori ginär stellt sich allerdings die Anpassung der
Bezüge an die Lebenshaltungskosten(-) und Einkommens-
entwicklung dar .
So prüft beispielsweise im H inblick auf alle " koordinierten
O rganisationen" ein Au sschuß mitgliedsstaatlicher H aus-
haltsexperten im Ab stand von (derzeit) einem Jahr, ob und in
welchem Maße die Remuneration der Bediensteten an verän-
derte Umstände zu "adjustieren" sei; im Blickfeld stehen
hierb ei vornehml ich die Grundgehalter .P'") In längeren Zeit-
abständen wird auch die Besoldungsstruktur einer allgemei-
nen Überprü fung unterzogen .P'") Die "Empfehlungen" des
Koordinationsgremiums bedürfen sodann, um für die betei-
ligten Verb ände rechtsverbindlich zu werden, der Bestäti-
gung durch deren Hauptorgarr'?"), den Rat (etwa der
O ECD); in der Praxis ergeht ein solcher Zustimmungsbe-
schluß regelmäßig.' 09 )
Die jeweils zur Jahresmitte wi rksam werdende Anpassung er-
folgt nu n nicht beim gesamten Personal anhand derselben Be-
zugsgrößen : Bei höheren Dienstgraden2 l O) wird als Au s-
gangspunkt die Entwicklung des internationalen Lebenshal-
tungskosten-Indexes in Belgien während der vergangenen
12 Monate geno mmen ; diese Ziffer ist sodann nach oben oder
nach unten zu korrigieren, in An sehung der durchschnittli-
chen prozentualen Veränderung der N ettobezüge nationaler
Beamrer.J' ") Dort setzt die Berechnung an den höch sten Ent-
gelten an, die von Arbeitgebern in Mitgliedsstaaten der
" Koo rdinierten Organisationen" entrichtet werden; maß-
geblich, wen n auch nicht allein ausschlaggebend sind die
Löhne im privaten Sektor.l U ) Einschlägige Ermittlungen
werden alle zwei oder auch vier Jahre angestellt; in der Zwi-
schenzeit ist eine Fortschre ibung der Ergebnisse vorgesehen,
auf der G ru ndlage von Informationen der Arbeitgeber und
der Mitgli edsstaaten. .
I") Nä her hierzu A. Pellet, Les vc ies de recoura o uverres awt fonetionna.ires
internationauz, R.G.D.I.P. 85 (1981) 657, 661-669; ferner Plantey,
a.a.O. (N.7) 417-422; Ruri~, a.a.O. (vo rige N .) 27-28, 79.
11111) Vgl. PeIlei, R.G.D.1.P. 1981, 700- 789; Pleuey, a.a.O. (N. 7) 423 - H6;
Ruzi~ , a.a.O . (N . 186) 28-30, 80-87.
1119 ) Vgl. Plantey, a.a.O. (N. 7) 430 und 77; H .-P. Fu rrer, La proeection juri -
dict ion nelle du particul ier au sein des Organisatio ns internationales, in:
H . Mosler (Hrsg.), Gerichtsschu tz gegen die Exe kutive, Bd. 2 (1969) 1217
(1257- 1258); zu Grenzen einer No rmenko ntrolle s. freilich mehre re
EugGH -Erk enn mis aus dem Jahre 1981 (51g. 1981, 2569 12574] - Amesz z
Kom mission und Rat -, 2669 (2695] - Birke Z Kommission und Rat - ,
2697 12713- 2714] - Bruckn er Z Ko mmission un d Ral) .
190) So H ahn, a.a.O. (N. 176) 53.
191 ) Dazu Plantey, a.a.O. (N . 7) 211-214; vgl. z , B. die Entsc heidung No. 64
des O EC D Appeals Board vom 21. J uli 1978 (Angclopo ulos), Recueil des
Decision s 63 it. 82 (1980) 8-10.
In) 5. aber bereits K. J. Punch , Die RC(:hubeziehungen zwischen den euro-
päischen Bedi ensteten und ihren Anstellungsgemeinschaften, DOV 1961,
281 (289- 290); D . Rauschning, Un abhängigkeit und Bind ungen der B~
die nstet en inte rnatio naler O rganisatio nen. Gs. G . Wacke (1972) 47
(>5-56).
19 3) H ahn. a.a .O. (N. 176) 54; s. beisp ielsweise K. W. Andreae, Das Di enst-
recht der NATO, in : Kaiser/ Mayer/Ule. a.a.O. (N. 176) 263 (JOl );
F. Mor genstern, Das D ienstr echt des Intern ationalen Arb eitsamtes, ebd.,
65 (99-101); H ahn/Weber, a.a.O. (N.7) 192 -1 96 (OEC D).
194 ) Hi erzu Plouey , a.a.O . (N. 7) H3; Schermers, a.a .O. (N. 175) 216.
19S) So auch C . Apprill, La no rion de " dro it acquis " dans Ie droit de la fonction
pc bliqe e intern atio nale, R.G.D .I. P. 87 (1983) 315 (318- 319).
196) Erst allmählich enrsrehe auf zwischenstaatlic her Ebene ein dem natio nalen
vergleichbar es Versorgungssystem, wobei die UN-F amilie sowie die EG
die Vorreiter macb(l)en (z u ersterem Busch, a.a.O . IN . 177] 190- 200; zu
letzterem bere its D . Rogalla, Das Diens tr echt der Europäischen Gemein-
schaften , in: Kaiser/Mayer /Vle, a.a.O . IN . 1761 305 [349-353]).
197 ) Hahn. a.a.O . (N . 176) 55; Plantey. a.a .O. (N . 7) 339.
19 11) Vgl. Plantey. a.a.O. (N . 7) 354 -358; Schermers, a.a .O. (N. 175) 208.
199) S. zur O EC D Hahn/Weber, a.a.O. (N . 7) 190; zu r N ATO And reK.
a.a.O. (N. 193) 294; zur ILO Mo rgenstern. a.a.O. (N. 193) 92-39; ferner
Plantey, a.a.O. (N. 7) 342.
1(0) Plantey, a.a.O. (N . 7) 353 -354.
10 1) Planeey, a.a.O . (N. 7)340; s. a. EuG H Slg. 1972, 345 (352)-5abau ini z
Parlament - , 363 (370-371) - Choller Z Kom mission -, und dazu D . Ro-
galla, in: H . von der G roeben/H . von Boeckh/} , Thi esing, Kommentar
zu m EWG-Vertrag II e197 4) Art.2I l1 C.IV. (537- 538).
101 ) Vgl. Hahn, a.a.O . (N. 176) 57; Mor genstern , a.a .O. (N. 193) 94-95
(l W ).
1(3) Daeu jetzt Vandersanden, J .D. l. (C lunet) 1982.669-671. Vgl. jedoch be-
reits G . Langrod, Observatio ns sur [e recru eemene aJa foncti on publiq ue
in ternatio nale, Rev . H ell. D r. Int. 1J (1960) 97 (125- 128).
104) 5. aber H . Go lsong, Das Dienstrecht des Euro parues, in : Ka.i5C'rlMay·
er/Ule, a.a .O . (N . 176) 231(256) ; Busch. ebd .• 134. 141 (IAEA) ; Morgen-
stern , ebd., 94 (ILO); Rogalla, ;t.a.O. (N . 180) 144, 147 (E. G .).
1(5) 5. zu r O EC D H ahn/Weber, a.a.O. (N.7) 180-181; vgl. auch Plantey,
a.a.O . (N .7) 341; Langrod, a.a.O. (N . 175) 558.
106) Co-o rdinating Ccmmiu ee of Governmene Bud get Experes, Revision of
Remuneration Adjustment Proced ure (159. Bericht. 16.2. 1979 (CCG
(7911 ) An nex, Art. I, 4,11 5.2).
10 7) Ebd., An. 5, 11 S. 1, 12 (2), (3).
1011) 5. bere its obe n. bei N . 178; ferner Go lsong, a.a .O. (N. 2(4) 257 (Euro pa-
rat); Andreae, a.a.O. (N . 193) 299, 300 (NATO); H ahn/Weber, a.a.O .
(N.7) 187- 188 (O EC D).
109) AUenbUs mag die Anpassung in geringerem Ausmaß oder verspälet erfol -
gen (so Ha hn . a.a .O. IN . 18t] 211). 5.a. o ben, N.9.
110) A, L (.. höherer" und Sprachendienst); zur vertikalen Gliede rung im all-
gemeinen s. Schermers, a.a .O. (N. 175) 207-208; speziell zur OECD
H ahn/ Webe r, a.a.O. (N.7) 168-1 76.
1I1) Art. 4 des Anhangs zum 159. CCG-Bericbt (N . 206).
11l) B. C (einfacher bis gehobener Dienst).
213) So An. 10 (3) 1 des Anhangs zum 159. CCG -Bericht : 80 oder sogar (5. 2)
90 "10; generell hierz u Kap. 111 (An. 8-11 ).
d) Das hier nur vereinfacht beschriebene, überaus kompl i-
zierte und eingehende Verfahren, wie es ähnlich auch in ande-
ren international en O rganisationen besteh r'!"), läßt im Er-
gebnis sowo hl Anhebungen als auch Kürzungen der Be-
dienstetengehälter zu. Im Rahmen der 3-Jahres -überprüfung
bildet zudem die wirtschaftliche und soz iale Lage der Mit-
gliedsstaaten ein expliz it aufgeführtes Kriterium der (Neu-)
Bemessung von Em lohnungen-"): damit mögen auch Bud-
get-Zwänge und allgemein-politische Erwägungen ins Kalkül
zu ziehen sein .216)
214 ) Vgl. nur Art . 65 des "Europä ischen Beamtensta tuts" (z ur Erstfa ssung
gern. den Räte-Verordnungen N r. 31 EWG/ Nr. 11 EAG vom 18. 12. 196 1
(ABI. EG 1962, 1385) s. etw a A. M. Euler , Europäisches Beamt enstatut
(1966) H, 463- 470 ; Th . Ho ltz, H and buch des Eu ropäische n Dienstr echt s
(1964 ff.) 403-4 15; zu r N ovellieru ng 1968 (Rats-VO Nr.259/ 68 vom
29.2 :, ABI. EG L 56, 1) Rogalla, a.a.O. (N. 180) 164-169, sowie jetzt die
EuG H-Emsche idu ng vom 6. 10. 1982 - Ko mmis sion /, Rat - , Sig. 1982,
3329 (3355 - 3357), mit Anm . von H . H enrichs, EuR 18 (1983) 178-179) .
215) An. 5 (I) (e) des An hangs z um 159. CCG-Be richt .
2 16 ) Vgl. Ziff. 3, 31 des 191. C C G- Berichts (N . 8); sva. un ten , bei N .2 48.
217) S. etwa die Entsc heidu ng No. 31 des OEEC Ap peals Board [Lanner] vo m
21. 3.1 960, Recueil des Decisions I a 62 (1979) 85 (86).
217_) Freilich verm ag wohl überhaupt nu r ein recht mäßig zus tandegeko mme-
ner Akt als Basis von Verbandsregelungen in Betracht gezoge n werden
dü rfen, inso weit also auch die Regulari tät der (externen) Empfeh lung vom
organisationseigenen Ap pea ls Board kont rollierbar sein, u m so mehr
dann, wenn das Verbandsrech t abwe ichen de An pass ungs k riter ien enthält,
wie beispielsweise N r. 20.3. der E.S.A. Staff Regul atio ns im Verhä lt nis zu
Art. 5 (1) des generellen Anpassungsverfahrens (s. o ben, N .206, 207) .
2 18) Zu diesem Ans atz s. etwa H . W. Baade, The Acquired Righ ts of In tern a-
tional Public Servants, A.].C .L. 15 (1966/ 67) 251 (285-290); M. B. Ake-
hurst, U nilatera l A mendment of Condit ions of E mployme nt in Intern a-
tional Organizations, B.Y.I. L. 40 (1964) 286 (289 - 296); P . Weil, La na-
tu re du lien de fonction publique dans les o rganisations intern ation ales,
R. G.D .I.P. 67 (1963) 273 (277- 281); jüngst auch C . F. A merasin ghe, The
de Merode Cas e and In ter national Administr ati ve Law, Zaö RV 43 (1983) 1
(13- 16).
21 9 ) Vgl. z. B. An . 1 (I) des "Euro päischen Beamtenstatu t; " (dazu Euler,
a.a.O. (N . 214) 23-24, 27- 28); N r.8.2 . der E.S.A. Sta ff Regula tions ;
aber auch A kehurs t , a.a.O. (N. 174) 200 - 201. -
220 ) Zur Normsetz ungsmac ht internationaler Verbände in D ienstrechts ange -
legen heiten s. et wa A kehurs t, a.a .O. (N . 174) 199 - 203; R.Bernhardt,
Q ualifikation und Anwendungsbereich des inte rn en Rechts in ternatio na-
ler Organisatio nen, Ber G esVR 12 (1973) 7 (14-15, 29-3 1); H .j . H ah n,
Fun ktio nenteilung im Verfassungs recht eu ropä ischer Organisatio nen
(1977) 78-79 ; Seidl-Hohenvel dern , a.a .O. (N. 178) 229 (Rd nr . 1526), 245
(Rdnr. 1563); Plantey, a.a.O. (N.7) 64- 68.
221) Zutr. Plant ey , a.a.O. (N. ) 163; Schermer s, a.a.O. (N. 175) 218-219;
Hahn, a.a.O. (N. 176) 33.
222) Vgl. Am erasingh e, Zaö RV 1983,1 8; E. Decaux, j ueisp rudence du T ribu -
nal Adm inistr ati f de la Banq ue Mo ndia le, A.F .D.1. 27 (1981) 362
(370 - 371); Appr ill, R .G .D .I.P. 1983, 342-343. Z u einer lange Zeit ab-
weichenden Rechtsp rechung s. insbeson dere B. Knapp , j urisprudence du
Tri bunal Administratif de " Organi sation In ternationale du T ravail,
A.F .D.I. 24 (1978) 457 (470 - 47 1),25 (t979) 429 (438- 439), 26 (1980) 385
(400 - 40 1),27 (1981) 348 (357-358).
223) S. hierzu bereits Akehurs t, a.a.O. (N. 174) 94 - 97, so wie das G utac hte n
des In tern ation alen Gerichtshofs in Sachen " j udgments of the Ad mini-
str ative Tribunal of the ILO upon Complaints made against UNESCO",
I.C .j . Repc rt s 1956, 77 (9 1). Vgl. ferner E. Lauterpac hr, The De velo p-
men r of the Law of Intern atio nal O rganiza tion by the Decisions of Inter.
nation al Tr ibunals, Rec. des Cours 152 (1976 - 1V) 379 (447- 465).
224) Vgl. Baade, A. j .C .L. 1966/6 7, 254 ; Plant ey , a.a.O. (N. 7) 62-64; D . Ru-
zie, La pr oteenon des agents intern atio naux, S.F .D.I. - Kolloquium 1984
(N. 185), Ty poskr ipt, 2- 4; s. a. zur OEC D H ah n/ Webe r, a.a. O . (N. 7)
144,1 49; zur E.G. Ro galla, a.a.O . (N . 180) 39- 41; zu m Europ arat G ol-
song, a.a.O . (N. 204) 237 .
215) So auch Akehurst, a.a.O. (N . 174) 218- 221; App rill, R .G .D .I.P. 1983,
328 -332; Plantey, a.a.O. (N . 7) 87.
226) S. die Zusammenste llung in Bet rach t zu ziehender (weiterer) Rech ts -
quellen bei Akehurst, a.a.O. (N. 174) 72- 109.
221) Das Völkerbunds -Tribunal hob hiera uf scho n in seinem allerersten E r-
kenn tnis ab [D i Palma Cas tiglione (1929] ; vgl. S. Bastid , Les tr ib un aux
administratifs inte rnario naux et leu r jurisprudence, Rec. des C o urs 92
(1957-IIJ 343 (479 - 480» .
228) Zu dieser Instanz C . F. Amerasinghe, The Wo rld Ban k Ad ministrative
T ribunal, I. C. L. Q . 31 (1982) 748 -760 (die Stat uten sind im An hang abge-
druckt : ebd. , 760 -7(4) ; fer ner B. M. de Vuyst, Th e World Bank Adm ini-
strative Tribu nal, R.B .D .I. 16 (1981/82) 81-89.
219) Vgl. ber eits EuGH Sig. 1957, 81 (117-119) - Algera /, Vers ammlung-;
dazu auch M. Schr öder, D ie " wohlerwo rbenen Recht e" der Bediensteten
in der Rechtsp rechung des Gerichts ho fs de r Europäisc hen Ge meinsc haf-
te n (1969) 29 - 35.
130) No. 33, 26. 7. 1961 (Ca uro ), Rec . des Decision s 1 a62 (1979) 92 (93) -
OEEC - ; No. 34,25. 10. 1961 (Cauro) , ebd., 95 (97) - O ECD _; dazu
auch Hahn/Weber , a.a.O . (N. 7) 163 -164.
aa) Von Rechts wegen gilt es freilich zu bedenken, daß das
Koordinationssyst em lediglich ad hoc geschaffen wurde, ins-
besondere einer völkervertraglichen Grundlage entbehrt, so
daß die Beschlüsse des genannten Expertenausschusses so-
lange nur ein Nullum darstellen , bis sie inhaltlich als Normen
eines zwischenstaatlichen Verbandes verab schiedet wer-
den .2 17 ) Damit ist ihre Rechtmäßigkeit allein am Maß stab des
jeweiligen Staatengemeinschaftsrechts nachprüfbar-"?"), und
zuständig hierfür ist ausschließl ich das jeorganisationsinterne
Verwaltungsgericht.
bb) Weil nun jede Änderung der Bezüge zugleich die Be-
schäftigungsverhältn isse insgesamt berührt, scheint es zu-
nächst ausschlaggebend für deren Zu lässigkeit zu sein, ob die
Rechtsstellung des Bediensteten auf Status (qua H cheitsakt)
oder auf Kontrakt basiere.F") Der Schein trügt : Selbst wenn
nicht schon im Anstellungsdokument selbst auf die Geltung
der (jeweiligen) personalrechtlichen Bestimmungen Bezug
genommen würde- t"), wären diese allgemein anzuwen-
den220); sie führen eine objektive Existenz als Teil des rechtli-
chen Systems, dem sich jeder Mitarbeiter durch den Eintritt in
den Organisationsbetrieb unterwirft.P") Di es wird beson-
ders deutlich darin, daß subjektiv-individuelle überlegungen
und Erwartungen des neue n Bediensteten grundsätzlich nicht
schutzwürdig sind222), sondern allenfalls dann, wenn sie in
einer dauerhaften Praxis des Verbandes einen Rechtsgrund
finden. 223)
Mithin könnten auch Gehaltskürzungen allein internem Or-
ganisationsrecht zuwiderlaufen. Dabei enthalten freilich die
Verbands-Verfassungen nur verfahrensrechtliche Prüfungs-
kriterien, schränken hingegen die N ormierungsbefugnisse
der zuständigen Organe kaum inhaltlich ein .224) Einmal ge-
troffene sekundärrechtliche Personalregelungen können also
prinzipiell jederzeit geänd ert werden.P' ")
cc) Allerdings ist heute anerkannt , daß intern ationale Orga-
nisationen auch anderen als nur den gründungsvertraglichen
(völker)rechtlichen Bindungen unterliegen.P") Zwischen-
staatliche Verwaltungsgerichte haben seit ihrem Bestehen all-
gemeine Rechtsgrundsätze bei ihrer Entscheidungsfindung
herange zogerr'P"): erst jüngst bekräftigte des neugeschaffene
Weltbank-Tribuna]228) die auch vom Gerichtshof der Euro-
päischen Gemeinschafren'f") und vom Appeals Board der
O ECD230) vertretene Ansicht, aus dieser Rechtsquelle könn-
ten nicht zuletz t Schranken für die Änderungsbefugnisse von
Verbandsorganen in Personalsachen hergeleitet werden.A')
Zudem kann auch die Organisationspraxis in die Beschäfti-
gungsbedingungen eingehen, wenn sie von einer entspre-
chenden Rechtsüb erz eugung begleitet wi rd : Consuetudo und
opinio iuris führen zur Herausbildung gewohnheitsrechtli-
cher Regeln .232) Daß eine rechtliche Pflicht zur periodischen
Anpassung von Gehältern an veränderte Lebensumstände
entstehen könne, ist eine der wesentlichen Darlegungen der
ersten Entscheidung des World Bank Administrative Tribu-
nal.233)
e) Als allgemeiner Rechtsgrundsatz wird dagegen in diesem
Zusammenhang vielfach die Doktrin erworbener Rechte
("acquired rights" , ,.droits acquis"? 34) herangezogen.
Hiernach wären zumindest erhebliche nachteilige Änderun-
gen des wesentlichen Inhalts von Dienstverhältnissen nicht
gegen den Willen des Amtswalters zulässig.235) Nur in Nor-
malfällen findet die Handlungsbefugnis einer O rganisation
hier ihre Schranken : In Ausnahmesituationen sollen Indivi-
dualrechte übergeordneten Verbandsinteressen weichen müs-
sen, Not kenne kein Gebot.P") Auch unter gewöhnlichen
•
r
•
Umständen stellt sich der Anwendungsbereich dieses Grund-
satzes als recht eng dar: So darf eine Änderung des Personal-
rechts auch diejenigen Bediensteten tangieren , die scho n vor-
her beim Verband beschäft igt waren.P ") De s weiteren behal-
ten sich viele zwischenstaatliche Einrich tungen Modifikatio-
nen des Dienstre cht s ausdrückli ch vot und sprechen dies häu-
fig bei jeder An stellung aus . Solche Reservation kann zwar
nicht dazu füh ren, daß die O rganisation völlig frei über Be-
stand und Inh alt von Beschäftigungsverhält nissen verfügen
darf; hieraus folgt aber do ch ein weitgehender Gestaltungs-
spielraum auch für nachteilige Änderungen der Personal-
sranne.F") Bislang ist eher zweifelhaft, ob außer dem Verbot
belastender rückwirkend er N euregelungP") auch weitere
Einschränku ngen G eltun g bean spruchen können: D ie int er-
nationalen Verwaltungsgerichte zögern , Verbandsrechts-
normen und -akre auch auf Willkü~40) , Ermessensmiß-
br auch241)oder gar (U n-)Angemessenheir42) hin zu kontrol-
lieren. 243) Lediglich dann, wenn D ienstverhältnisse individu-
ell-spez ifisch vereinbart sind, scheint eine Ga rantie gegen ein-
seitige Schm älerungen gegebe n.P"} Da rüber hin aus zeichne t
sich jedoch ein gewisser Bestandsschutz auch für " grundle-
gende" und " wesentli che" Elem ente von Beschäftigungsver-
hältni ssen insgesamt ab: Bei Rechtsänderungen mü sse die
Aus gewogenh eit von Recht en und Pflichten des Personals
gewahrt bleiben.245) Dieses Gebot beinhaltet aber hier wie im
nationalen Bereich kein Recht auf Beibehaltun g einm al er-
reichter Bezüge ihrem Betrage nach 246); es sichert nu r bei-
spielsweise vor einer völligen Beseitigung von Zulagen.247)So
unterstrich das Verwaltungstribunal der Internationalen
Arbeitsorganisation, der Bedienstete mü sse voraussehen und
hinnehmen, daß Bemessung und H öhe seines G ehalts von
einer Anpassun g an neue Umstände abhängig seien, wie dem
Anstieg oder der Verminderung ( !) der Lebenshaltungsko-
sten, aber auch von Wandlungen in der Struktur oder der
Finanzlage seiner Organisation.P'")
131 ) Hi erzu .Amerasinghe, Zaö RV 1983, 26; Decaux , A.F .D. 1. 1981. 366, 368 ;
D . Ruzie, Le pcu voir des o rganisations intern ational es de modifier u nila-
reralement la conditio n juridiq ue des fonct ionnai res - Droir s acq uis ou
droi ts essentiels, J . D.1. (Cl unet ) 109 (1982) 421 (424). In ähnlichem Sinne
äußerten sich auch die Commissions de reco urs von N ATO (s. Apprill,
R.G.D.I. P . 1983, 339 - 341, 353 - 354) und der E.S.A .-Vorgängerin
E.S.R.O. (im E rken ntnis No .2 vom 17.1 0. 1968, ESRO/ CRl18).
132) S. oben, bei N . 223; ebe nso bereits W. J enks, Th e Proper Law of Interna-
tio nal O rganisations (1962) 38; zur allgemeinen (intern atio nalen) Rechts -
auffassung etwa A. Verdross/ B. Simma, Uni verselles Vö lker recht F976)
276-288; 1.Brownlie, Pr inciples of Pu blic In ternation al Law ( 1979)
4 -1 2.
2]3) W.B.A.T . Reports (1981), Dec ision No . I (de Merode et al. v. Th e World
Bank) 55-57 (vom 5.6.1981); s. hierzu Amerasinghe, Zaö RV 1983. 33.
Ruzie bez weifelt, ob sich andere internation ale Verwaltungsgerichte dem
anschließen werde n (J .D .I [Cluner] 1982, 427; s. a. Decaux. A. F.D .1.
19~1 . 377-378) ; der Europäische Gerichtshof hat eine Ang leichungs-
pflicbr dem Wortlaut sow ie Sinn und Zwec k einer posi tiven Regelung ent-
nom men (Slg. 1982, 3356. 3358).
23~) Zu ihrer Verwurzd ung in nation alen Rechten s. Baade, A.J.C.L. 1966/67 ,
255:-277; App rill, R.G .D .1.P . 1983. 319 - 327; vgl. auch oben, bei N . 96,
so wie Schröder, a.a.O. (N. 229) 36-45. Zum klassisch-völk errechtl ichen
Verstä ndnis s. D . P . O'Connell, The Law of Stare Succession (1956)
77-207; J . Bard e. La notion de droits acquis en droi t inte rna tio nal p ub lic
(1981).
135) So Apprill, R.G .D .I. P . 1983,357-358; ähnlich Ru aie, J .D .1. (C lunet)
1982.430; Am erasinghe, Zaö RV 1983. 35 - 36, 39; Plantey, a.a.O. (N . 7)
86 -91; Busch , a.a.O . (N . I 77) 137- 138; Vierneisel, a.a.O. (N. 36)
166 -1 67.
23 6) Vgl. Ru zie (J .D.1. [Cluner] 1982, 428), der diese Ausna hme allerdings auf
Fälle höh erer Gewal t" beschränk en will ; ferner Amerasinghe, Zaö RV
1983, 36. Diese Rdativierun g erschein t freilich mit dem das Verbandsrec ht
generell beherrschenden Rech tlichkeitsgrundsatz kaum vereinbar (ähnlich
jetzt Ruzie; a.a .O. (N . 224] 3; s. a. F . Mo rgenste rn, Legality in Int ernario-
nal Organiza rions, B.Y.I.L. 48 [ 1976/77 J 241 [242- 253]).
231 ) S. bereits Akehurst, a.a.O . (N. 174) 205 N . 2, 218; Baade, A. J .C. L.
1966/6 7, 282.
238 ) Plantey, a.a.O. (N. 7) 89; vgl. etwa die Entscheidung No. 24 des OEEC
App eals Bo ard (Madame X) vom 21. 2.1957, Rec . des Decisiom I a 62
(1979) 67 (- 69). und daz u App rill, R. G.D. I.P . 1983,335.
4. Im Bestreben, einen harmonischen Ausgleich zu schaffen
zwischen den Interessen der um ihr Auskommen besorgten
internationalen Beamten einerseits, der N otwendigkeit für
zwischenstaatl iche Verbände, veränderten G egebenheiten
Rechnung tragen zu können, zum andemv'"), dürften sohin
die eingangs beschriebenen Kürzungsmaßnahmen bei den
.. koordinierten Organisationen" im allgemeinen das zuläs-
sige Maß noch nicht überschritt en haben. Diese Wertung
müßte aber dann zumindest anders ausfallerr' e''), wenn der
erhoffte (welt)wirtschaftliche Aufschwung spürbar würde.
239 ) Auf d iesem kleins ten geme insa men N enner verharrt die Rechuprechung
des UN-Verwaltu ngstribu nals (s. · insb eso nd ere d as Erkenntnis No . 82
(Puvrez] aus 1961, Ju dgments of the Administrative T ribuna l of rhe Uni-
ted Nations 2 [N os. 71-86)78 ; hierzu Baade, A.J .c .L. 1966/67,282,286;
Akeh urst, a.a.O. [N . 174]224, 228 -229; Apprill, R.G .DI. P. 1983,336;
sow ie jetzt T .S., T ribunal Administratif des Nations Unies, A.F.D.I . 27
(19811 330 [338- 340). zu m Urteil No . 273, Mortished).
2~O) S. jedoch EuGH Slg. 1981. 127 (138) - Vutera Z Kommission - , sow ie die
Anträge des Generalanwalts {Reischl), ebd., 140 (142).
141) Vgl. Amerasing he, Zaö RV 1983, 40-41 , zur Entscheidung No. 1 des
Weltban k-Tri bun al (s. W. B.A .T. Repor ts 1981. 22) ; ferner das Erk ennt -
nis No. 25 des OEEC Ap pea ls Board (Madame X) vom 21. 2. 1957, Rec.
des Decisions 1 2 62 (1979 ) 70 (71) - .. abus de reglementation" >.
242) D azu vo rne hmlich das Urteil N o. 61 des I.L. O .-Verwaltungsgerichts
(Lindsey 1) vo m 4. 9. 1962 (I. L. R. 32 (1966) 531(536}; s. a. J . Lerno ine, Le
comröle judiciaire des modi fication s des conditions de service des Fonc-
rio nnaires internationaux, A.F .D. 1. 8 (1962) 407-426 ; Baade, A.J .C .L.
1966/6 7. 294 -297; Ake hurst, a.a.O . (N . 174) 223 -227; Busch . a.a.O .
(N . 177) 135- 136; aber auch Wei l, R.G .D .I.P. 1963,291-296; fern er die
Entsc heid ung No . 37 des OECD Appea ls Bo ard (Aicher u, a.) vo m 9. I.
1964. Rec. des De cisions 1 262 (1979) 102 (104-106), und Hahn/Weber.
a.a.O. (N. 7) 145, 166.
243) So übe reinstimmend Ame rasinghe, Zaö RV 1983, 41; Ruzi e, J.D .1. (C lu-
net ] 1982.431; Apprill. R.G.D .I. P . 1983, 351- 353.
2,u ) So ausdrücklich die Verwah ungsgerichte der Intern ation alen Arbeirs-Or-
ganisation (s. etw a das Urtei l No. 391 (Los Cob os, WengerJ vom 24. 4.
1980 ; hierzu Knapp, A.F .D .I. 1980,400-401) und der Vereinte n Na tio -
nen (vgl. bereits die Kapla n-Entscheidun g [No. 19, 1953J. J .U . N .A.T .I
(Nos. 1- 70] 71 (74- 75], sowie die Erkenntnisse vom 20. 11. 1980
(No.26~ , C~pi?] un d vom 15. 5. 1981 [N o . 273. Mortished] - letz te res
wu rde rm ub ngen auf Verlange n der USA zum Gegenstand eines
I. G .H. -G utachtens [vom 20.7.1982, LC .J . Reports 1982. 3251; dazu
P. Tave rnier , L avis consu ltarif de la Cour intern ation ale de justice du
20 juillet 1982 .. . , A.F .D .1. 28 (1982) 392 - 424; D. Ruzie, L'avis con-
sul rarif .. . , J .D .1. [C lun ee] 110 [1983) 76 - 98 ); vgl. auch Sehr öder.
a.a .O . (N. 229) 71-74 (E.G.) .
245) S. hierzu Ru zie. J .D .1. (Clunet ) 1978, 871. sow ie dens.• J .D .1. (C lonet)
1982.429 (z um Er kenntnis des Weitbank .Trib un als); ähnlich die "Meri.
go"-Entscheidung des OECD Ap pea ls Board (No. 40, 30.3. 1966). Rec.
des Decisions 1 262 (1979) 113 (114-115).
24") Vgl. Ruaie, J .D .I. (C lunet) 1982,436 (zu m Urteil N o . 368 des LL .O .-
T ri buna ls vom 4. 7. 1979 (Elsen, Elsen -Dro uor ); zum diesem Spru ch auch
Knapp , A.F.D.I. 1979,438-439) ; Appr ilI, R.G .D .I.P. 1983,353 ; ferner
die Entscheid ungen No. 50 und 51 des OEC D Appeals Board vo m 17. 12.
1974 (Budd, D ivoy ), Rec. des Decisions 1 2 62 (1979) 137 (139- 140). Ge -
neralanwalt Ca pororti hob in seiner Schlußanträgen zur Rs. 127/8 0 her-
vor, der Ans pruc h auf ein (Ruhe-)Gehah sei kein eigent umsä hnliches
Vermögensrecht (EugG H Slg. 1982, 886 (899-900]) - eine Aussage, die
mit frü heren Da rlegungen des Ge richts hofs schwerlic h in Einklang steht
(s. z. B. Urteil vo m 19. 3. 1975 - Gillet Z Kommission - . Slg. 1975, 463
[473]).
24 1) So das I.L. O .-T ribu nal im zuvor angeführten Erkenntnis No. 368, so wie
die Entscheidu ngen No. 46-48 des OECD Appeals Board vom 17. 12.
1974, Rec. des Decisions 1 262 (1979) 131 (132- 134) in Sachen Leg rain,
Benezeth, Capetanidis.
2~8) Zit. nach Ru zie, J .D .1. (C tuner) 1 982 ~ 436 ; s. ferner EuGH Slg. 1982.245
(265 - 266) - Buyl Z Kommi ssion - . Die Verbandslegislative wird damit
jedoch keineswegs von (selbstgesetzten) rechtlichen Bindungen dispen -
siert; s. nur das EuG H -Erkennt nis vom 5. 6. 1973 - Ko mmission % Rat -.
Slg. 1973. 575 (583 -585).
249) Appr ill, R. G .D .I. P . 1983,358; vgl. freilich zu noch anderen Einflüssen
H ahn /W eber , a.a.O . (N.7) 192.
25Q) Aufschlu ßreich hierzu die Darlegungen (in bezug auf währungspolitische
Ereignisse und Umstände) in meh reren Urteilen des EuG H (5. Slg. 1982.
869[ 884-885] - Grogan -t, Kommission -t- , 909 [928-929] - de Pascale -t,
Ko mmi ssion - , 931 [947-948] - C urtis % Parla ment -], in denen der Ge-
sichtsp unkt des Vertra uensschutzes im Vor dergrund steht (vgl. auch
L. D ubo uis, Pon ctionnaires er agents des Communauees europeennes,
R.T.D.E. 17 [1981] 710 (736]) . S. ferner die frü here n "Angleichungs"-
Entscheidungen des Lu xembo urger Hofs (Slg. 1973, insbesondere
584-585, mit An m. von L. D uboui s, R.T.D .E. 9 [19731 765 [7701; Sig.
1975, 795 (807- 809]). in denen sich jeweils Kom mission und Rat gegen-
übe rstanden , sow ie die Schluß ant räge Ca poto rtis (Slg. 1982,900; vgl. be·
reiu Slg. 1981, 1512 [1550 - 1560) zur Rs.1 53/ 79), in dene n der Ge neral-
anwalt von einem sehr weiten und rechtlich kaum eingeschränkten legis-
lativen Er messen spricht (?) . . .
Nachtrag
Die Anfang November 1984 überaus rasch erfolgte Einigung
der Tarifparteien des öffentlichen Dienstes auf eine An he-
H1) Vgl. HB vo m 12. 11. 1984: .. Zimmerma nn schlug gerio gsrm öghch en
Aufwand heraus" ,
a l) S. nur SüddeutsChe Zeitung vo m 12. I t . 1984: "Suaubed ienste teerhalten
3,2 Prozent lohnerhöhung" ; FR vom selben Tage: .. Lob für Tari fab-
schluß im öffentlichen Dienst" ; NZZ vom 13. t I . 1984: .. Lohnabschluß
im öffentlichen Dien st der BRO " .
zu) VgJ. bereits oben, beiJ( 28 und 166.
:s.) 5. .auch den 52 -Kom mentar vom 12.11. 1984 : .. Teuree Komprom iß im
öffentl ichen Dienst" .
bung der Nominal-E inko mmen um 3,2% ab 1. 1. 1985 -
d. h . auf eine wenn auch geringe reale Verbesserung 251) - so-
wie auf gewisse Arbeitszeitverk ürzungen'[P }wird wieder das
bereits angesprochen e Durchschlagen auf die Beamten- und
Soldaten -Bezüge zeitigen2 S3 ) und diesen Beschäftigtengrup-
pen gleiche Gehaltsaufbesseru ngen bringen. Damit erweist
sich für ein weiteres Mal die Besoldungs -Anpassung als teil-
weise Irem dgesteuert, steh t andererseits gerade durch so lche
recht strikte Verknüpfung im Einklang mit G ru ndpri nz ipien
des verfassungskräftig struk turierten Rechts aller öffentlichen
Bediensteterrv" ).
